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VVN/BdA zur Europawahlen: Keine Rassisten 
und Faschisten in die Parlamente! 


Am 13. Juni 2004 wird das Europäische 

Parlament neu gewählt. Wir Antifaschis- 

tinnen und Antifaschisten nehmen aktiv 

Anteil an den Lebensfragen unseres Kon- 

tinents. 

Wir sind für ein Europa, von dem Frie- 
den ausgeht, für ein demokratisches Euro- 
pa, in dem soziale Gerechtigkeit eine si- 
chere Heimstatt hat. Für ein solches Euro- 
pa einzustehen — dazu veranlassen uns die 
Erfahrungen der Vergangenheit wie die 
vordringlichen Aufgaben der Gegenwart: 
EB Der Kampf gegen den Faschismus war 

ein europaweiter Kampf— ein Kampf 

für ein Europa frei von Rassismus, Na- 
tionalismus und Revanchismus. 

EM Neofaschismus ist eine europaweite 
Gefahr - eine Gefahr, die alle demokra- 
tischen Kräfte auf unserem Kontinent 
zu entschlossener Gegenwehr heraus- 
fordert. 

Diese Lehren der Geschichte, diese ak- 

tuellen Erfordernisse antifaschistischen 

Widerstands berücksichtigt allerdings der 


jetzt vorliegende Entwurf einer EU-Ver- 

fassung nur sehr unzureichend. So erfüllt 

uns mit ernster Besorgnis, dass 

EM seine Bestimmungen über die „gemein- 
same Verteidigungspolitik“ die Ten- 
denz zur Militarisierung der EU ver- 
stärken, indem sie eine beschleunigte 
Aufrüstung und „Kampfeinsätze“ 
außerhalb der EU vorsehen, 

EB dem im Text proklamierten Ziel sozia- 
ler Gerechtigkeit die einseitige Festle- 
gung auf den „Grundsatz einer offenen 
Marktwirtschaft mit freiem Wettbe- 
werb‘“ entgensteht, während dem kei- 
nerlei Sozialbindung des Eigentums 
gegenübersteht. 


Wir treten nach wie vor für eine europäi- 

sche Verfassung ein, die 

EI sich auf die Charta der Vereinten Natio- 
nen und die grundlegenden Beschlüsse 
der UNO stützt, 

Meine friedliche Zusammenarbeit der 
Staaten und das freundschaftliche Mit- 


einander der Völker auf unserem Kon- 

tinent fördert, 

I die Befreiung vom Faschismus als eine 
wesentliche Voraussetzung für die Ge- 
burt eines neuen Europas würdigt, 

I jede Form von Faschismus und Neofa- 
schismus, Rassismus und Antisemi- 
tismus ächtet, insbesondere die Exis- 
tenz und Aktivität faschistischer Par- 
teien und Organisationen untersagt, 

EM Barrieren für Asylgewährung und Zu- 
wanderung aus Drittländern abbauen 
hilft. 

Unter diesen Gesichtspunkten prüfen 
wir Antifaschistinnen und Antifaschisten 
die Programme der politischen Parteien 
und Vereinigungen sowie die Kandidaten 
für die Europawahl. Für sie wie auch für 
diejenigen Wahlen, die in Deutschland 
2004 anstehe, gilt unsere Forderung: 


Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! 5 


INFOLADEN LEIPZIG 


VVN-BdA protestiert gegen den Wahl- 
mann Filbinger: Ein furchtbarer Jurist 


wählt den neuen Bundespräsidenten 


Das Amt des Bundespräsidenten wird auch fast 60 Jahre nach der 
Befreiung noch vom Schatten der deutschen Vergangenheit be- 
lastet werden, befürchtet die Vereinigung der Verfolgten des Na- 
ziregimes - Bund der Antifaschisten. 

Der baden-württembergische Landtag hat am 31. März „ein- 
mütig“ ausgerechnet den ehemaligen Marinerichter Filbinger als 
Mitglied der Bundesversammlung gewählt, deren Aufgabe es ist, 
den Bundespräsidenten zu wählen. 

Zu befürchten steht darüber hinaus, dass ausgerechnet dieser 
„furchtbare Jurist“ aus der Nazi-Zeit als Alterspräsident die 
Bundesversammlung und die Wahl des künftigen Bundespräsi- 
denten eröffnen wird. 

„Damit wird in diese Versammlung der Geist eines Unbelehr- 
baren einziehen, der aus der deutschen Geschichte nichts gelernt 
hat“, erklärte Werner Pfennig, Bundessprecher der VVN-BdA 


und gleichzeitig 
Aus dem Inhalt: Ve 

ganisation in Baden- 
Serdas Somuncu las aus Württemberg. 
Hitler „Mein Kampf” ...... Filbinger musste 


Überlebende des KZ Ahlem zu 
Gast in Hannover . 
Mahnmal in Spanda erinnert... 10 


1978 als Minister- 
präsident unehren- 
haft zurücktreten, 
weil bekannt gewor- 


den war, dass er ein treuer Parteigänger des Nazi- 
regimes war und als Marinerichter noch kurz vor 
Kriegsende an mehreren ungerechtfertigten To- u 
desurteilen mitgewirkt hat. V V N 

Noch in seiner Zeit als Ministerpräsident hatte 
er seine damaligen Unrechtsurteile immer wieder neu gerechtfer- 
tigt: „Was damals rechtens war, kann heute nicht unrecht sein“. 

Vor der Wahl Filbingers zum Mitglied der Bundesversamm- 
lung durfte noch mit einem Alterspräsidenten völlig gegensätz- 
lichen Charakters gerechnet werden. Die PDS hatte dem sächsi- 
schen Landtag den wenige Jahre jüngeren Prof. Hans Lauter zur 
Wahl vorgeschlagen. Während Filbinger unter dem Naziregime 
Karriere machte, durchlitt Hans Lauter als Regimegegner und 
Widerstandskämpfer die Zuchthäusern und Konzentrationslager 
des Regimes. Es liegt der Verdacht nahe, dass Filbinger, der sich 
schon damals dafür einsetzte „Schädlinge am Volksganzen ... un- 
schädlich‘ zu machen, nun erneut vorgeschickt wird, um die Er- 
öffnung der Bundesversammlung durch einen Antifaschisten zu 
verhindern. Ein ausgewiesener Antifaschist, der die Bundesver- 
sammlung eröffnet, das wäre, nachdem diese Versammlung 
wiederholt Mitträger des NS-Regimes zu Bundespräsidenten ge- 
wählt hat, wirklich etwas Neues gewesen. 

„Der furchtbare Jurist Filbinger gehört zu den Männern, die 
den Ungeist des Nazistaates in die Bonner Republik hinüberge- 
rettet haben“, erklärte Werner Pfennig, „Es ist nun höchste Zeit, 
diesen Ungeist endgültig aufs Altenteil zu schicken. Die Wahl 
Filbingers ist beschämend, empörend und belastet Demokratie 
und Republik!“ | 


x 


:meldungen, aktionen 


Demonstration von Jugend- 
lichen am 8. Mai 


MÖNCHENGLADBACH. Deutlich über 100 
meist jugendliche Leute demonstrierten 
am 8. Mai durch Mönchengladbach. 
Grund war der 59. Jahrestag der Befrei- 
ung von Faschismus, aber auch sich 
deutlich gegen die rechte Szene zu stel- 
len. Die war zu Anfang auch da. Etwa 15 
Neonazis provozierten, von der Polizei 
auf Abstand gehalten, bei dem Demo- 
auftakt. Nach einem Bericht in Indyme- 
dia plant die Naziszene am 17. Juli einen 
Aufmarsch in Mönchengladbach. Bi 


Gedenken an den 
Tag der Befreiung 


Körn. An den 59. Jahrestag der Befrei- 
ung vom Faschismus am 8. Mai 1945 er- 
innerte die Kölner Vertretung der Ver- 
folgten des Naziregimes/Bund der Anti- 
faschisten, VVN/BdA in der traditionel- 
len Gedenkfeier zusammen mit dem Ver- 
ein für die Förderung der Städtepartner- 
schaft Köln-Wolgograd auf dem West- 
friedhof. Dort sind über 2000 Kriegsop- 
fer in einem Gräberfeld bestattet, vor al- 
lem Zwangsarbeiter/innen aus verschie- 
denen Ländern, vor allem aus Polen und 
der ehemaligen Sowjetunion. Nach einer 
Einführung von Volker Adam, Vorsitzen- 
der der Kölner VVN/BdA, erinnerte Eva 
Arras vom Förderverein Köln-Wolgo- 
grad an die drohende Einstellung der 
Fördermittel für das Besuchsprogramm 
überlebender Zwangsarbeiter/innen 
durch die Stadt Köln. 

Auch der Hauptredner Dr. Werner 
Jung, Leiter des NS-Dokumentations- 
zentrums, appellierte an die Ratsmehr- 
heit von CDU und Grünen, die Gelder 
keinesfalls in diesem Jahr auslaufen zu 
lassen. Die Veranstaltung endete mit ei- 
ner Kranzniederlegung am Gedenkstein 
des Gräberfeldes. 

VVN/BdA Köln IM 


8. Mai Polizei eskortiert 
Nazis freiwillig direkt an 


der Synagoge vorbei 
DRESDEN. Der Tag der Befreiung begann 
für Dresdner und sonstige regionale Na- 
zis nicht gerade vielversprechend. In den 
frühen Morgenstunden des 8. Mai über- 
nahmen venceremos-Web-AktivistInnen 
letztendlich die vollständige Kontrolle 
über das sogenannte „Nationale Forum“. 
„Katjuscha befreit Internet“ lautete das 
entscheidende Posting — mit den tech- 
nisch logischen Konsequenzen für die 
Nazi-site: down. Mittlerweile hat der 
Nazi-Webadmin wohl zumindest akuten 
Erklärungsnotstand gegenüber seinen 
Kameraden. 
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Gegen 12 Uhr setzte sich dann ein 
Häuflein von Nazis am Straßbourger 
Platz hinter dem Fronttransparent „8. 
Mai — Befreiung? Von Eigentum, Heimat 
und Leben“ in Richtung Innenstadt in 
Bewegung. Je nachdem, ob eine offen- 
sichtliche Nazi-Kampfgruppe aus Mit- 
gliedern der SSS — PoserChecker Tino 
Karsch - sich in dieser Demo oder da- 
rum herum bewegte, schwankte die ge- 
zählte Teilnehmerzahl zwischen 86 und 
105 Nazis im Demozug. Das „Nationale 
Bündnis Dresden“ war bis auf drei Prota- 
gonisten nicht offensichtlich vertreten. 

Eine linke Gegendemo von rund 300 
Leuten versuchte am Pirnaischen Platz 
die Nazi-Route von der Seite her zu er- 
reichen und zu blockieren. Nach massi- 
ver Abriegelung durch die Polizei zer- 
streuten sich die Antifas logischerweise 
und vollzogen im Fortgang konsequent 
und erfolgreich eine Strategie der mehr 
als kleinen Nadelstiche. 

Der Nazi-Zug wurde sodann ab dem 
Pirnaischen Platz — in Abänderung der 
ursprünglichen Route — von der Polizei 
völlig grundlos direkt zur Dresdner Syn- 
agoge geleitet. So nahe, wie an diesem 8. 
Mai, durfte ein offizieller Nazi-Auf- 
marsch noch nie am jüdischen Haus in 
Dresden entlang marschieren. Und wie- 
der eine Schande für Dresden! 

Den für sie extra abgeriegelten Teil 
des Theaterplatzes erreichten die Nazis 
relativ zügig. Allerdings war der weitaus 
größere Teil des Platzes bereits von rund 
250 Antifas besetzt. Das dortige Denk- 
mal war mit „enough is enough“ eindeu- 
tig großflächig transpariert. Ebenso deut- 
lich sichtbar — abgesehen vom enormen 
Antifa-Lärm - schlug das Plakat „8. mai: 
den tag der befreiung feiern“ den Nazis 
entgegen. 

Über die wirren doitschnationalen 
Auslassungen des einzigen Redners — 


Klaus Menzel - lohnt es nicht im gering- 
sten auch nur ein Wort zu verlieren. 
Wohl am aufmerksamsten gelauscht ha- 
ben mag fast allein Alexander Kleber, 
dem allerdings sein Transparent aus den 
Vorjahresaufzügen „Wir sind die Jugend. 
JLO“ irgendwie abhanden gekommen 
scheint. 

Der anhaltend lautstarke und massive 
Antifa-Protest auf dem Theaterplatz an- 
imierte die Polizei im weiteren zu völlig 
unbegründeten und körperlich zum Teil 
recht heftigen Reaktionen. So wurden 
aus dem Antifa-Block Leute allein auf- 
grund vermuteter Vermummung heraus 
fest genommen und erkennungsdienst- 
lich behandelt. 

In der Konsequenz vollzogen die Anti- 
fas — nach durchaus langanhaltender und 
mehr als spürbaren Störung der Nazi- 
Abschlussveranstaltung auf dem Dresd- 
ner Theaterplatz — die wohl durchaus 
richtige Entscheidung, nämlich das 
Häuflein Nazis einfach dort allein mit 
sich stehen zu lassen. Eine Antifa-Spon- 
tan-Demo führte daraufhin durch die 
Dresdner Innenstadt zurück zur Synago- 
ge. 
Die mittlerweile beendete Nazi-Demo 
lief derweil in so gut wie alle Richtun- 
gen. Wobei in der Innenstadt und am 
Hauptbahnhof einige Nazis noch ihren 
persönlichen Tag der Befreiung erlebten. 

Für die Antifa klang der 8. Mai 2004 
in Dresden mit part two des Tages — einer 
Open-Air-Party auf der Hauptstraße — 
bunt, lautstark und erfolgreich aus. 


Der Tag der Befreiung endete für Dresd- 
ner und sonstige Nazis also auch nicht 
gerade vielversprechend. Und am 15. 
Mai will das so genannte „Nationale 
Bündnis Dresden“ durch Gorbitz mar- 
schieren ... 

S.A.R.G. Dresden 


Nach dem Scheitern des NPD-Verbots: 


Der Tolerierung faschistischer Um- 
triebe entschieden entgegenireten! 


Zum 59. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus haben sich in einem als 
Anzeige veröffentlichten Aufruf über 
180 Personen und Gruppen dafür ein- 
gesetzt, „der Tolerierung faschisti- 
scher Umtriebe entschieden entge- 
gen” zu treten! 


Mit der Einstellung des Verbotsverfah- 
rens durch das Bundesverfassungsge- 
richt haben die Umtriebe der NPD und 
des neofaschistischen Spektrums sicht- 
baren Auftrieb bekommen. Die Neofa- 
schisten zeigen herausfordernde Präsenz. 
Das Gericht hat seine Entscheidung auf 
die ungeheuerliche und entlarvende Tat- 
sache gegründet, der Inlandsgeheim- 
dienst — der, so meinen wir, irreführend 
den Namen „Verfassungsschutz“ trägt — 
sei so weit mit der NPD verstrickt, dass 
sich nicht mehr klären lässt, ob nicht auf 
diese Weise der Staat selbst wesentlich 
für faschistische Politik und Propaganda 
verantwortlich ist. 

Besonders alarmierend ist, dass seit 
dem Scheitern des NPD-Verbotsprozes- 
ses die Störung eines Nazi-Aufmarschs 
immer häufiger als Straftat nach $ 21 des 
Versammlungsgesetzes bewertet und 
entsprechend verfolgt wird. Wir stellen 
fest: Wenn Nazi-Aufmärsche nicht nur 
behördlich und/oder gerichtlich erlaubt 
und polizeilich geschützt werden, son- 
dern darüber hinaus protestierende Anti- 
faschisten kriminalisiert und zu den ei- 
gentlichen Verfassungsfeinden erklärt 
werden, ist aus staatlicher Tolerierung 
aktive Förderung von alten und neuen 
Nazis geworden. Unerträglich und nicht 
hinnehmbar ist die in deutschen Gerich- 
ten vorherrschende Haltung, auch fa- 
schistische Propaganda sei ein vom 
Grundgesetz gesichertes und deshalb 
auch durch Staatsgewalt zu schützendes 
Recht auf freie Meinungsäußerung. 

Die Erinnerung an den antifaschisti- 
schen Auftrag des Grundgesetzes gilt als 
extremistisch und verfassungsfeindlich; 
die Schlussfolgerung „Faschismus: ist 
keine Meinung, sondern ein Verbrechen“ 
— gezogen aus den Lehren von Krieg und 
Völkermord mit 55 Millionen Toten - ist 
angeblich mit den Prinzipien eines de- 
mokratischen Rechtsstaats unvereinbar. 
Nazis jedoch werden zur staatsgeschütz- 
ten Spezies. oo. 

Deshalb fordern wir die demokrati- 
sche Öffentlichkeit auf, sich mit uns den 
zunehmenden Umtrieben der neofaschis- 
tischen Kräfte überall entgegen zu stel- 


len. Wir sind nicht gewillt, diese Provo- 


kationen tatenlos hinzunehmen. 


Wir fordern eine demokratische 
Untersuchung der Praktiken des Verfas- 
sungsschutzes in Bund und Ländern und 
die Abschaffung des die Nazis begünsti- 
genden V-Leute-Systems. Wir fordern 
die restlose Ausschöpfung aller gesetz- 
lichen Mittel zur Verhinderung von Na- 
ziaufmärschen und -veranstaltungen. Or- 
ganisationen, die die Verherrlichung des 
nationalsozialistischen Gedankenguts 
auf ihre Fahnen geschrieben haben, sind 
entsprechend dem  antifaschistischen 
Auftrag des Grundgesetzes zu verbieten! 

Wir fordern die Beendigung der Pro- 
zesse gegen angebliche „Störer“‘ von 
Neonaziversammlungen, denn der Fa- 
schismus ist kein „schützenswertes Gut“, 
Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen! | 


Unterzeichnerinnen 


Volker Adam, Köln e Sabine u. Ingo Arlt, Barsinghausen 
® Irmelin Barth @ Prof. Dr. Alfred Barth, Halle I Rainer 
Baschwitz, Mannheim @ Ludwig Baumann, Bremen @ 
Peter Baumeister, Peine @ Rolf Becker, Hamburg @ Est- 
her Bejarano, Hamburg e Gabriele Beleke, Bochum @ Dr. 
Gerd Belkius, Berlin @ Prof. Dr. Martin Bennhold, Os- 
nabrück @ Sabine Bergmann, Leipzig @ Rolf Berthold, 
Berlin @ Horst Bethge, Hamburg @ Eugen Bilke, Appen- 
weier @ Prof. Dr. Horst Bischoff, Berlin@ Bernd Bremen, 
Aachen @ Helmut Buck, Reutlingen @ Klaus Busch, Bre- 
men @ Frigga Conrad, Gardelegen @ Hans Coppi, Berlin 
© Ana Cuenca, Stuttgart @ Judith Demba, Berlin e Mi- 
chael Doetsch, Mülheim e Wolfgang Dominik, Bochum 
e Gerhard Dressel, Halle @ Ulrike Düwel, Wuppertal 
Jürgen Eggers, Peine  Ginga Eichler, Berlin e Dr. Lud- 
wig Elm, Jena @ Prof.Dr. Wolfram Elsner, Bremen e Tim 
Engels, Neuss @ Ilse Faeskorn, Remscheid @ Harald 
Fiedler, Frankfurt/M. @ Ilsegret Fink, Berlin @ Prof. Dr. 
Heinrich Fink, Berlin e Doris Finke, Halle @ Prof. Dr. 
Gerhard Fischer, Berlin @ Renate Flohr, Metzingen 
Uwe‘ Fritsch, Braunschweig e’Matthias Fuchs, Bad 
Cannstatt @ Reinhard Gebhardt, Mannheim @ Josef Ge- 
rats, Halle @ Kerstin u. Thorsten Gersch, Herne e Heline 
u. Siegmund Gingold, Paris/F @ Volker Glöser, Mainz @ 
Horst Gobrecht, Wiesbaden e Heinz u. Luise Gossing, 
Jeßnitz (Anh.) e Rolf Gößner, Bremen @ Karin Gottlieb, 
Idar-Oberstein @ Jan Grosse-Nobis, Münster @ Victor 
Grossman, Berlin @ Sabine Günther, Mülheim @ Heiner 
Halberstadt, Frankfurt/M. @ Gertrud Halberstadt, Frank- 
furt/M. e Klaus Harbart, Hannover @ Julia Hartung, Mar- 
burg @ Dr. Alfred Hartung, Wolfsburg @ Lea Hartung, 
Weimar e Mechthild Hartung, Wolfsburg @ Arnold Hau- 
mann, Dortmund @ Marianne Hecht-Wieber, Wuppertal 
+ Dieter Heilmann, Halle e Helmut Herrmann, Mülheim 
# Dieter Hooge, Frankfurt/M. e Prof. Dr. Klaus Hübotter, 
Bremen e Manfred Humprecht, Halle @ Ilse Jacob, Ham- 
burg @ Thomas Kalkbrenner, Frankfurt/M. @ Cornelia 
Kerth, Hamburg @ Prof. Dr. Siegfried Kiel, Halle @ Die- 
trich Kittner, Hannover @ Hildegard Klenk, Mannheim e 
Hildegard Knabe, Berlin @ Elfriede u. Lorenz Knorr, 
Frankfurt/M. e Gertrud Koberg, Kiel Christian Koberg, 
Kiel e Heinz u. Inge Koch, Weimar @ Horst Koch-Panz- 
ner, Bruchköbel @ Harald Kolbe, Hannover @ Adam Kö- 
nig, Berlin @ Maria König, Berlin @ Antje Kosemund, 


Hamburg e Dr. Gebhard Kraft, Hamburg @ Johannes 
Krause, Halle Oliver Krocker, Halle @ Stefan Krull, 


Hemmingen e Thomas Kuczynski, Berlin @ Constanze 
Lindemann, Berlin Dr. Gesine Lötzsch, Berlin e Martin 


Löwenberg, München @ Helmuth Markov, Hennigsdorf 
© Gisa u. Ernst Marschefski, Dortmund e Erna Mayer, 
Hamburg e Rainer Mehl, Schenefeld e Christine Meier, 
Hamburg @ Folkhart Menzel, Hagen @ Gesa Metzger, 
Wedel @ Horst Metzger, Wedel @ Udo Meyer, Peine @ 
Hans Minkoley, Peine @ Gertrud Müller, Stuttgart e Dr. 
Harald Munding, Augsburg @ Kurt Nelhiebel, Bremen e 
Dieter Nickel, Mannheim e Willi van Ooyen, Frank- 
fur/M. e Konrad Ott, Ludwigsbug e Miriam Pandor, 
Berlin @ Elsbeth Pern, Mülheim e Edith Pfeiffer, Berlin e 
Dr. med. Klaus Piel, Bochum @ Gina Pietsch, Berlin @ 
Michael Pilz, Hanau @ Markus Plagmann, Berlin e Frank 
Raabe-Lindemann, Peine @ Eberhard Radczuweit, Berlin 
® Maria u. Martin van de Rakt, Groß Gerau @ Manfred 
W. Ramm, Mannheim e Gabriele Ramm, Mannheim e 
Maria Rave, Kummerfeld @ Dagmar Rees, Frankfurt/M. 
e Brigitte Renkl, Leonberg @e Conny Renkl, Leonberg @ 
Hannelore Richter, Wiesbaden @ Anne Rieger, Stuttgart @ 
Petra Rosenberg, Berlin Lea Rosh, Berlin e Ulrich San- 
der, Dortmund @ Norbert Schilff, Dortmund ®@ Dieter 
Schmidt, Berlin e Horst Schmitthenner, Frankfurt/M. @ 
Birgit Schreiber, Mannheim @ Heinrich Schulz, Köln @ 
Prof. Dr. Ursula Schumm-Garling, Frankfurt/M @ Dr. 
Kurt Schwaen, Berlin @ Reinhard Schwitzer, Hannover @ 
Helga Schwitzer, Hannover @ Hilde Seibert, Mannheim® 
Olaf Seiler, Eschweiler @R. Siebenhaar @ Jürgen Sieler, 
Hamburg @ Johannes Mario Simmel, Zug @ Prof. Willi 
Sitte, Halle @ Joop Smidt, Utrecht/NL e Hans Ulrich 
Stangen, Kiel @Lieselotte Stangen, Kiel @ Christof Stark, 
Halle @ Heinz Stehr, Elmshorn @ Hans-Jürgen Stein- 
mann, Halle @ Peter Strutynski, Kassel e Helmuth Sturm- 
hoebel, Hamburg @ Ilse Teubner, Gera @ Jan Theegarten, 
Hamburg e Horst Trapp, Frankfurt/M. e Horst Trapp, 
Frankfurt/M. @ Roland Tremper, Berlin @ Dr. Ernst Uhl, 
Bremen @ Celine van Hoek, Amsterdam/NL e Erich Veh- 
renkamp, Heidelberg @ Doris Vehrenkamp, Heidelberg @ 
Fritz Vowinkel, Ilsede @ Volker Wachholtz, Quedlinburg 
© Klaus Wallow, Breckerfeld @ Peter C. Walther, Rüs- 
selsheim @ Elke Wansner, Wiesbaden @ Wilhelm Warner, 
Hannover @ Konstantin Wecker, München @ Ilse Werner, 
Stuttgart @ Elsa Werner, Hamburg e Thomas Willms, 
Bremen ® Steffi u. Kurt Wittenberg, Hamburg @ Claudia 
Wörmann-Adam, Köln e Uwe Zabel, Elmshorn @ Sabine 
Zach, Kornwestheim 

a.l.i.a.s., Dresden @ Ausstellungsprojekt „Hass vernich- 
tet“, Berlin e Deutscher Freidenker Verband LV Hessen, 
Offenbach @ Deutscher Freidenker Verband LV Nord, 
Hamburg @ Kulturvereinigung Leverkusen e.V.- Kurato- 
rium „Gedenkstätte Ernst Thälmann“ e.V., Hamburg ® 
VVN-BdA Darmstadt/Dieburg/Groß-Gerau @ VVN-BdA 
Gera @ Forum solidarisches und friedliches Augsburg @ 
Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz e Bremen 
e Bürgerinitiative gegen Rechts Ludwigshafen e Flücht- 
lingsrat Berlin 


Spenden zur Unterstützung der Kampag- 
ne gegen die Tolerierung faschistischer 
Umitriebe bitte auf das Konto der VVN- 
BdA, Kto.-Nr. 4384646702 bei der Berli- 
ner Bank (BLZ 100 200 00), Stichwort: 
Kampagne. Informationen über weitere 
Aktivitäten unter www.vvn-bda.de 
ViSdP. Cornelia Kerth, VVN-BdA, 
Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin 


Sie erreichen uns für Anfragen, Hin- 
weise, Kritik etc.: 
bundesbuero@vvn-bda.de 

(ec) VVN-BdA Bundesverband 
webmaster@vvn-bda.de 
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Militär und Politik in Deutsch- 
land von Seeckt bis Struck 


Ulrich Sander Die Macht im Hintergrund, 
Brosch., 204 S., EUR 14,00 


Der Bombenkrieg und 
die deutschen Opferdiskurse 


Michael Klundt (Hg) Heldenmythos und 
Opfertaumel  Brosch., 191 S., EUR 13,50 


Demokratiedefizit, Aufrüstungs- 
zwang, Sozialkahlschlag 


Andreas Wehr Europa ohne Demokratie? 
Brosch., 154 S., EUR 12,90 


PapyRossa Verlag 
Tel. (0221) 448545, Fax (0221) 444305 
www.papyrossa.de, mail@papyrossa.de 
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Erneut Zunahme rechts- 
extremer Gewalt 


BERLIN. Im März 2004 wurden vom 
Innenministerium bundesweit 679 poli- 
tisch rechts motivierte Straftaten regis- 
triert — darunter 30 Gewalttaten mit 14 
Verletzten. 

Das geht aus der Antwort des Bundes- 
ministeriums des Innern auf meine 
schriftliche Standard-Frage hervor. Die 
Zahlen gelten als vorläufig. 

Damit liegt die März-Zahl um fast 100 
Straftaten höher als im Februar 2004, in 
dem bereits ein Anstieg rechtsextremer 
Straftaten verbucht wurde. 

Die vollständige Antwort des Bundes- 
ministeriums des Innern ist in meinem 
Bundestagsbüro und über 
www.petrapau.de erhältlich. 

Petra Pau, 
Mitglied des Innenausschusses I 


Hard-Rock-Shop dicht! 
Kampagne „Den rechten 
Alltagsbetrieb angreifen!” 
geht weiter! 


GERA. Der auch als „Markomannshop“ 
bekannte Gothic-Shop mit integriertem 
„lattoo & Piercing“-Studio in der 
Schmelzhüttenstraße 24 schloß zum 
Ende des ersten Quartals 2004. Neben 
Black und Death Metal-Kleidung und 
-Zubehör wurde hier rechte Extravaganz 
in Form eines „Fantasieschwerts Thor“ 
oder das Neueste in Sachen Vamp-Be- 
kleidung feilgeboten. Das Geschäft gab 
sich nach außen weltoffen, auf Nachfra- 
ge erhielt mensch aber Zugang zu Kata- 
logen mit diverser Nazipropaganda (z.B. 
Reichskriegsflaggen). Im Laden selbst 
hing eine „Gegen Nazis“-Fahne in direk- 
ter Nähe zur Fahne mit dem Aufdruck 
„German Black Metal Art“ (Stichwort 
„Ihy Majesty“, NSBM). Im Zuge der 
Demo „gegen den rechten Alltagsbetrieb 
in Gera“ hing die Inhaberin Martina Ko- 
mann ein Che-T-Shirt in das Schaufen- 
ster, um das Geschäft ins linksliberale 
Licht zu rücken. 

Im Februar des Jahres fiel das Ge- 
schäft erneut durch die eindeutige Schau- 
fensterauslage auf. Dort fanden sich, ne- 
ben übertriebenem Merchandising der 
„Böhsen Onkelz“, viele „Thors Hammer“ 
und die Keltenkreuz-Flagge als Symbol 
der faschistischen ‚White Power“-Bewe- 
gung (AAG berichtete). 

Das Geschäft kokettiert jedoch nicht 
nur mit rechtem Ethos, offensichtlich gab 
es für den Markomannshop zu keinem 
Zeitpunkt Berührungsängste mit Nazis. 
So wurden laut Aussage des Naziladens 
„Fallen Angel“ (mittlerweile ebenfalls ge- 
schlossen) unter der Theke „diverse Ton- 
träger / T-Shirts getauscht und gehandelt“. 
Zudem soll der Nazi Andy Limmer „Ma- 


gie- und Spiritual-Praktiken gegen Ent- 
gelt“ angeboten haben. Der Geraer 
NSBM-Aktivist Andy Limmer spielte 
selbst in rechten Bands und Projekten 
(z.B. „Antiphrasis‘) und organisierte min- 
destens ein Nazikonzert im November 
1999 im städtischen „Klub der Jugend“ 
(u.a. mit den Geraer NSBM-Bands „Anti- 
phrasis“ und „Thurisaz“). Wir freuen uns 
mitteilen zu können, dass nach über ei- 
nem Jahr kontinuierlicher Antifa-Arbeit 
den Nazi-Metallern ihr letzter Hort rech- 
ter Demagogie genommen werden konnte 
und somit rechter Black-Metal in Gera 
nicht mehr frei erhältlich ist. 

Die Kampagne gegen Naziläden & 
rechte „Kultur“ geht weiter! Diese richtet 
sich gegen zahlreiche Geschäfte der Stadt, 
in denen mit Nazi-Accessoire und rechter 
„Kultur“ Geld gemacht wird. Am 24. Mai 
2003 fand unter dem Motto „Den rechten 
Alltagsbetrieb angreifen! Für linke Kultur 
und antifaschistischen Lifestyle!“ eine 
Demo statt. Die Demo war sowohl „Start- 
schuss“ als auch erster Höhepunkt der 
Kampagne. Am 5. Juli desselben Jahres 
endete eine thüringenweite Bustour in 
Gera. Die Naziläden „Inside“ und „Fallen 
Angel“ sowie das rechte Geschäft „Hard- 
Rock-Shop“ mussten inzwischen schlies- 
sen! Dafür eröffnete Anfang des Jahres 
mit dem Elsterforum auch der „Fußball“- 
Naziladen „Fan Sport Shop Winkler“. Der 
NPD-Kader Nico Hüfner hat seit dem 
Frühjahr 2004 den Textiliendruck „Ulti- 
ma-Tex“ online gestellt. Berichte über die 
antifaschistische Bustor durch Thüringen, 
Infos über die Schließung der Naziläden 
„Inside“ und „Fallen Angel“ oder die 
Demo am 24. Mai 2003 findest Du auf 
unserer Website. 

Antifaschistische Aktion Gera AAG U 


„Keine öffentliche Ehrung 
für den Komponisten und 


Kantor Kurt Thomas” 
FRANKFURT. Die Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner des Aufrufs „Zur be- 
vorstehenden Ehrung von Kurt Thomas“ 
bitten die Verantwortlichen in Kirche 
und Stadt, von jeder öffentlichen Ehrung 
für Kurt Thomas abzusehen und stattdes- 
sen endlich der nach 1933 aus ihren Po- 
sitionen und ihrer Heimat vertriebenen, 
zum Teil ermordeten jüdischen Musiker 
der Stadt durch eine angemessene Eh- 
rung zu gedenken. 

Kurt Thomas (1904 — 1973) war ohne 
Zweifel ein charismatischer Komponist, 
Chorleiter und in der Geschichte seiner 
Wirksamkeit hoch einflussreicher Musi- 
ker. Seine damit verbundenen Verdienste 
zu bestreiten oder zu mindern liegt nicht 
in unserer Absicht. 

Aber Kurt Thomas war auch 1939 bis 
1945 Leiter des Musischen Gymnasiums 
Frankfurt, 1933/34 Mitglied der HJ, ab 
1940 der NSDAP. Das Musische 
Gymnasium war, obwohl schon in den 


Seit über 50 Jahren treffen sich 
jeden Pfingsten Gebirgsjäger 
der ehemaligen Wehrmacht 
und der Bundeswehr auf dem Hohen 
Brendten im bayer. Mittenwald, um 
ihrer toten Kameraden zu gedenken 
und ihre Traditionen zu feiern. 2003 
wurden sie erstmalig mit Protesten 
und kritischen Veranstaltungen kon- 
frontiert. Auch dieses Jahr werden 
Aktionen stattfinden. 


Am Samstag, den 29.5., findet.um 11 Uhr 
eine Demonstration ab Bahnhof durch 
Mittenwald statt. Anschließend gibt es 
von 15-18 Uhr eine Veranstaltung mit 
Beiträgen zu den NS-Kriegsverbrechen 
der Gebirgsjäger in Frankreich, Italien 
und Griechenland. Am Sonntag, den 30. 
Mai, wird ab 9 Uhr eine Kundgebung ge- 
gen das Pfingsttreffen am Hohen Brend- 
ten organisiert. Hier ein Auszug aus dem 
Aufruf des AK Angreifbare Traditions- 
pflege und der VVN-BdA. 


Aus dem Aufruf: 

Das von den Gebirgsjägern der Wehr- 
macht begangene Massaker in dem grie- 
chischen Dorf Kommeno am 16. August 
1943 war kein Einzelfall; zum Katalog 
der Gebirgsjäger-Verbrechen gehört auch 
die Erschießung von ca. 5.000 italieni- 
schen Kriegsgefangenen auf der griechi- 
schen Insel Kephallonia im September 
1943. Die Blutspur schwerster Kriegsver- 
brechen dieser Eliteeinheit zieht sich über 
Finnland, die heutige Ukraine, Jugoslawi- 
en, Italien, Frankreich bis nach Griechen- 
land. „Sühnemaßnahme“ und „Vergel- 
tungsaktion“ lautete die kriegspropagan- 
distische Rechtfertigung, mit der die deut- 
schen Gebirgsjäger Zivilisten ermordeten, 
plünderten und die Dörfer niederbrannten 
und zerstörten. Im Gefechtsbericht zu 
dem Massaker in Kommeno hieß es spä- 
ter: „Beute: etwa 150 tote Zivilisten, 16 
Stück Großvieh, 1 LKW, 5 italienische 
Karabiner, eine italienische MP.“ 

Wie es zu den „erbeuteten 150 toten Zi- 
vilisten“ kam, beschäftigte die deutsche 
Justiz erst ein Vierteljahrhundert später, 
doch auch dann kam es nur zu Ermitt- 
lungsverfahren, die alle eingestellt wur- 
den. Die begangenen Verbrechen wurden 
im Paragraphenmantel und mit juristi- 


zwanziger Jahren geplant, seit 1939 die 
reichsweit konkurrenzlos erste und lange 
Zeit einzige nationalsozialistische Elite- 
schule für die künftige Führungsschicht 
des kulturellen Nachwuchses im NS- 
Staat. Kurt Thomas Verwicklung in die 
Kulturpolitik des NS-Staates war sehr 
viel tiefgreifender, als dies derzeit öffent- 
lich diskutiert wird. Aktuelle Pressemel- 
dungen zu seiner bevorstehenden Ehrung 
übergehen diesen Teil seiner Biographie 
sogar völlig. 


Demonstration am 29.5./30.5. in Mittenwald 


Gegen Traditionspflege 
der Gebirgsjäger 


scher Diktion versehen als Kriegshand- 
lungen legitimiert, die Täter mit wider- 
sprüchlichen juristischen Konstruktionen 
vor einer Strafverfolgung geschützt. Kei- 
ner der Mörder von damals wurde je von 
einem deutschen Gericht verur- 
teilt; sie konnten sogar unbe- 
denklich öffentlich auftreten, 
ohne eine Verhaftung zu be- 
fürchten ... 

Während die Mörder von 
einst strafrechtlich nicht ver- 
folgt wurden und von staat- 
lichen Renten leben, erhalten 
die meisten Opfer bis heute kei- 
ne Entschädigungen, so auch | 
nicht die Überlebenden der von 
den Gebirgsjägern begangenen 
Massaker in Griechenland. Die 
Entschädigungszahlung an Op- | 
fer von Kriegsverbrechen wur- & 
de mit Verweis auf das Londo- 
ner Schuldenabkommen von ® 
1953 auf den Zeitpunkt eines 
endgültigen Friedensvertrages 
verschoben. Doch nach dem 
Zustandekommen des 2-plus-4 
Abkommens 1989 verweigerte 
die Bundesrepublik die Ver- 
handlungen über Entschädigungszahlun- 
gen, sprach weiterhin von notwendigen 
Kriegshandlungen oder betonte die guten 
zwischenstaatlichen Beziehungen, als Be- 
weis des bereits gezogenen Schluss- 
strichs. 

Die Einheiten der Gebirgsjäger gehören 
auch heute zu den Elitetruppen der 
Bundeswehr, seit Mitte der 90er Jahre sind 
sie an Auslandseinsätzen beteiligt. Ihre 
Verbindungen zu den Traditionsgemein- 
schaften sind im Vergleich zu anderen 
Truppengattungen der Bundeswehr be- 
sonders ausgeprägt. Als Bestandteil der 
Krisenreaktionskräfte und des Komman- 
dos Spezialkräfte werden sie auch in der 
seit Herbst 2003 bereitstehenden BU- 
Interventionstruppe zum Einsatz kommen. 


Thomas, nach dem Zweiten Weltkrieg 
langjähriger Kantor der Dreikönigskir- 
che neben dem Organisten Helmut Wal- 
cha, soll unter der Schirmherrschaft von 
Oberbürgermeisterin Petra Roth im Rah- 
men eines Festkonzertes in der Frankfur- 
ter Dreikönigskirche anlässlich seines 
100. Geburtstages durch Anbringung ei- 
ner Plakette an der Kirche öffentlich ge- 
ehrt werden. Auch soll eine Probenhalle 
für Frankfurter Chöre nach Kurt Thomas 
benannt werden. 


In Anlehnung an die Wehrmacht propa- 
giert die Bundeswehr das sog. unpolitische 
Soldatentum, den „Kämpfertyp“, der pro- 
fessionell seinen Job erledigt. Die in den 
Traditionsvereinen gepflegte „Kamerad- 


schaft“ soll den Bundeswehrangehörigen 
— wie einst den Soldaten der Wehrmacht — 
dabei helfen, traumatische Erfahrungen 
wie Verwundung, Verstümmelung und 
Tod im Einsatz zu bewältigen ... 
Wir rufen alle AntifaschistInnen und Anti- 
militaristInnen zur Teilnahme an den ge- 
planten Protestveranstaltungen gegen die 
Traditionspflege der Gebirgsjäger auf. Zu 
Pfingsten, am 29. und 30. Mai 04 wollen 
wir erneut dazu beitragen, dass dieses 
Soldatentreffen nicht ungestört über die 
Bühne gehen kann. 
Bestrafung der Kriegsverbrecher! 
Entschädigung aller NS-Opfer! 
Für die Auflösung der Bundeswehr! 
www.nadir.org/nadir/kampagnen/ 
mittenwald/ 


Wir halten eine öffentliche Ehrung für 
Kurt Thomas deshalb für völlig ausge- 
schlossen. 

Dies umso mehr, als es bis heute in 
Frankfurt keine Ehrenplakette für die 
vielen aus ihren Positionen und ihrer 
Heimat vertriebenen jüdischen Musike- 
rinnen und Musiker der Stadt gibt. 

Der UnterzeichnerInnenkreis des Auf- 
rufs besteht unter anderem aus Personen 
der Gewerkschaften, der evangelischen 
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Kirche, des Fritz-Bauer-Instituts und der 
Anti-Nazi-Koordination. 
Unter www.frankfurt.org/info ist der 
komplette Aufruf nachzulesen. 
Pressemitteilung der Anti-Nazi- 
Koordination Frankfurt I 


Berufsverbot wegen 
Tätigkeit in der Antifa? 


HEIDELBERG. Michael Czaszkczys, ange- 
hender Lehrer und aktiver Antifaschist 
aus Heidelberg, droht Berufsverbot. In ei- 
ner ersten Reaktion nimmt er in einem 
Brief an seine Unterstützerinnen und 
Unterstützer Stellung zu der Anhörung 
seitens des Kultusministeriums: 

„Wie Ihr Euch denken könnt, habe ich 
in den letzten Tagen eine ganze Reihe von 
Mails bekommen, mit der Frage, wie 
denn der Anhörungstermin gelaufen sei. 
Ich hoffe, Ihr habt Verständnis dafür, dass 
ich ein wenig pauschal für alle gemein- 
sam antworte. Die Anhörung begann zu- 
nächst in relativ entspannter Atmosphäre 
mit einem pädagogischen und fachlichen 
Teil, der auch sehr gut lief. Im darauf fol- 
genden politischen Teil spielten die über 
zwölf Jahre hinweg gesammelten Ge- 
heimdienstinformationen aus der Akte ei- 
gentlich gar keine wesentliche Rolle mehr 
— sie hätten auch ohnehin nicht viel herge- 
geben. Vielmehr spitzte sich das Verhör 
auf die simple Frage zu: „Sind sie Mit- 
glied der Antifaschistischen Initiative 
Heidelberg?“. Als ich diese ohnehin öf- 
fentlich bekannte Tatsache bejaht habe, 
war die Entscheidung für die Kommis- 
sionsmitglieder offensichtlich bereits ge- 
fallen. Mir wurde dann eine Selbstdarstel- 
lung der AIHD vorgelegt, mit der Auffor- 
derung, mich dazu zu bekennen, oder 
mich davon zu distanzieren. Dies habe ich 
in dieser pauschalen Form abgelehnt. 
Daraufhin wurde die Anhörung in beider- 
seitigem Einvernehmen nach knapp zwei 
Stunden abgebrochen. Ich werde in den 
nächsten Tagen noch eine schriftliche 
Stellungnahme verfassen, die dann dem 
Protokoll beigefügt wird. Nun bleibt nur 
noch auf die Entscheidung zu warten. 
Allerdings haben die Kommissionsmit- 
glieder unmissverständlich klar gemacht, 
dass es mir bislang nicht gelungen sei, 
ihre Zweifel an meiner Verfassungstreue 
auszuräumen. Außerdem wird die Ent- 
scheidung nicht, wie das eigentlich üblich 
wäre, von der normalerweise dafür zu- 
ständigen Einstellungsbehörde (dem 
Oberschulamt) getroffen, sondern das 
Kultusministerium beansprucht, selbst 
über meinen Fall zu befinden. Gemein- 
sam mit meinem Anwalt bin ich davon 
überzeugt, dass eine Entscheidung zu 
meinen Gunsten wohl kaum zu erwarten 
ist. Soweit erst mal die unerfreulichen 
Neuigkeiten. Bei dieser Gelegenheit 
auch mal ein dickes Dankeschön für 
Eure Unterstützung und all die realen 
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oder virtuellen Streicheleinheiten der 
letzten Woche 
Kommunal-Info Mannheim 


Regionale Nazi-Aktivitäten 
der letzten Wochen 


MANNHEIM/LUDWIGSHAFEN. Auch 
wenn dieses Jahr wieder keine Neonazi- 
demo in der Rhein-Neckar-Region statt- 
findet, heißt das nicht, dass es keine 
Neonaziaktivitäten in der Region gäbe. 
Nach wie vor ist das Gegenteil der Fall. 
Am 27.03.04 fand in Ludwigshafen eine 
weitere Veranstaltung des BDVG Able- 
gers „Junge Deutsche“ statt. Diesmal 
hatte man den „Experten“ für Entwick- 
lungshilfe Werner Keweloh eingeladen, 
um über eben dieses Thema zu referie- 
ren. Keweloh referierte bereits bei den 
Republikanern oder auch mal bei einer 
rechtsextremen Burschenschaft. Sein 
Buch „Dauertropfen Entwicklungshilfe“ 
wird in der Neonazipostille „Signal“ des 
Kölner Verlegers Manfred Rouhs hoch- 
gelobt. 

Am 3.4.04 beteiligten sich Nazis aus 
Mannheim und Karlsruhe an der Ge- 
werkschaftsdemo in Stuttgart. Dort 
konnten sie im Gewerkschaftsblock des 
DGBs unwidersprochen mitmarschieren 
und dabei ein Transparent mit der Auf- 
schrift „Volksgemeinschaft statt BRD 
Abzocke“ mitführen. Die Nazis freuen 
sich in Internetbeiträgen wie die Schnee- 
könige ob dieser gewerkschaftlichen To- 
leranzpraxis. 

Am 12.4.04 veranstaltete das „Ak- 
tionsbüro Rhein-Neckar“ einen über 
vierstündigen (!) Vortrag mit einem Alt- 
nazi aus der sogenannten Erlebnisgene- 
ration. Dieser durfte seine Waffen-SS- 
Geschichten vortragen. Ob bei dieser 
„Landser-Heftchen-Lesung“ auch die 
Beteiligung der Wehrmacht am national- 
sozialistischen Genozid thematisiert 
wurde, dürfte fraglich sein. 

Am 17.4.04 fand im mittelhessischen 
Gladenbach eine Nazidemo gegen „Linke 
Gewalt“ statt. Daran beteiligten sich auch 
Nazis aus der Rhein-Neckar-Region. 

Am 22. 04.04 zeigten fünf Naziskin- 
heads in Böhl-Iggelheim mal wieder was 
sie am besten können: zuschlagen. Ein 
vermeintlich alternativer Jugendlicher 
wurde abends auf dem Weg in ein Ju- 
gendhaus von den Nazis krankenhausreif 
geschlagen. Die örtliche Polizei sieht da- 
bei natürlich keinerlei politischen Zu- 
sammenhang. „Rechtsextremismus in 
der Vorderpfalz — so was gibt’s hier nicht 


Am 24.04.04 fand in Hochstätten bei 
Bensheim eine Naziparty mit ca. 150 Na- 
zis statt. Die Zufahrten wurden großräu- 
mig von der Polizei abgesperrt und die 
BesucherInnen kontrolliert. Ansonsten 
konnte die Naziparty ohne Störungen 
stattfinden. Anwesend waren Naziskin- 
heads aus der gesamten BRD. Angeblich 


haben die Nazis das Gebäude, in dem die 
Party stattfand, auf fünf Jahre gemietet. 
Die örtliche Naziszene will dort weiter- 
hin Kameradschaftsabende, Schulungen 
und Nazirockkonzerte veranstalten. Da- 
mit könnte sich diese Location zu einem 
Neonazizentrum mit bundesweiter Be- 
deutung entwickeln. 

Also: auch im Frühjahr 2004 gibt es 
für Antifas viel zu tun. Die gutbesuchten 
Antifa-Demonstrationen in Kandel und 
Aschaffenburg geben Hoffnung, dass 
den nazistischen Aktivitäten auch in der 
Rhein-Neckar-Region angemessen ent- 
gegengetreten werden kann. 

www.juz-mannheim.de I 


Kieler Gericht verurteilt 
Peter Borchert wegen 
illegalen Waffenhandels 
zu mehrjähriger 
Gefängnisstrafe. 


Kıer. Drei Jahre und zwei Monate: Das 
Urteil gegen den Neonazi Peter Borchert 
ist gestern vor dem Landgericht Kiel 
schnell gefallen. Wegen illegalen Waf- 
fenhandels in 13 Fällen sprach die Erste 
Strafkammer den Neonazikader der 
„Freien Kameradschaften“ für schuldig. 

„Es genügte ein Verhandlungstag“, er- 
klärte ein Sprecher des Landgerichts, „da 
Herr Borchert geständig war.“ Allerdings 
habe der Aktivist des Neumünsteraner 
Neonazizentrums „Club 88 — The very 
last resort“ und Ex-Landesvorsitzende 
der schleswig-holsteinischen „National- 
demokratischen Partei Deutschlands“ 
(NPD) weder Verkäufer noch Käufer der 
16 Waffen genannt. 

Seit Jahren fällt der bereits wegen 
Körperverletzung zu einer Bewährungs- 
strafe verurteilte Borchert immer wieder 
durch Aktivitäten in der braunen Szene 
und dem Rotlichtmilieu auf. Dem Ver- 
fahren wegen illegalen Waffenhandels 
gingen Ermittlungen wegen des „Ver- 
dachts auf Bildung einer politisch moti- 
vierten kriminellen Vereinigung“ voraus. 
Diese berücksichtigte das Gericht aber 
gestern nicht. 

Am 28. Oktober vergangenen Jahres 
hatten mehr als 300 Beamte über 50 
Wohnungen und Treffpunkte der Neona- 
zis im Norden durchsucht, um den Auf- 
bau von „Combat 18“ zu unterbinden. 
Der „Kampfbund — Adolf Hitler“ ist die 
bewaffnete Struktur des im Jahr 2000 
verbotenen Neonazi-Netzwerks „Blood 
and Honour“. Fünf Personen nahm die 
Polizei fest. Als einer der Hauptverdäch- 
tigen blieb nur Borchert bis zum gestri- 
gen Gerichtstermin in Untersuchungs- 
haft. 

Mit dem Urteil wurde zugleich eine 
14-monatige Bewährungsstrafe widerru- 
fen. Borchert hätte sich eben nicht be- 
währt, betonte der Gerichts-Sprecher, 
und müsse deshalb jetzt eine Haft von 


Serdar Somuncu las während der 
Antirassismus-Tage aus 
Hitlers „Mein Kampf” vor 


UETERSEN. Für seine Inszenierung aus 
der „Sportpalastrede“ und „Mein 
Kampf“ erhielt der „Deutsch“ Türke Ser- 
dar Somuncu den Prix-Pentheon 2004. 
Der Berliner Tagesspiegel schrieb über 
ihn: „Geht es vernichtender, entzaubern- 
der, direkter, aufklärender?“ Doch was 
ist an dem aus Istanbul stammenden So- 
muncu, der in Maastricht und Wuppertal 
Schauspiel, Musik und Regie studierte, 
so besonders? Auch am 22. 04 hielt er in 
Uetersen sein Publikum von circa 40 
Menschen, die meisten von ihnen Schü- 
ler, in Atem und hinterliess einen positiv 
bleibenden Eindruck. Soumuncu hat es 
verstanden ein ernstes und heikles The- 
ma durch entlarvende Satire und reinste 
Provokation aufklärerisch zu vermitteln, 
„dass der Mann damals einen ungeheu- 
ren Mist zusammengequatscht hat“. 

So imitierte er nicht nur Hitler karrika- 
tiv und sehr lebhaft, sondern brachte die 
bei ihm nicht weniger wichtigen histori- 
schen Fakten gleich mit ein. Gleichzeitig 
zog er Parallelen zu den Nazis von heute 
und machte seinem Publikum verständ- 
lich klar, dass Rassismus und Fa- 
schismus immer noch ein grosses gesell- 
schaftliches Problem darstellt. 

Mit treffsicheren Gegenwartsanalysen 
(zum Beispiel Irakkrieg, deutsche Zu- 
wanderungspolitik) und einem Schau- 
spiel der zwei inneren Stimmen (,,‚Tu was 
dagegen! Tu es jetzt! - Nein, es ist nicht 
so schlimm!“) brachte er die Menschen 
zum Nachdenken ohne das eh schon 


insgesamt vier Jahren und acht Monaten 
absitzen. 

Mehr Hintergrundinformationen es in 
der norddeutschen Antifa-Zeitschrift 
„enough is enough“! 
www.nadir.org/nadir/periodika/enough/ 
ain 


Turn it down! - Intitiave für 
Kultur und gegen rechte 
Musik 


ELMSHORN. Immer wieder erscheinen 
Meldungen in der Presse über Nazikon- 
zerte, die von der Polizei aufgelöst oder 
stillschweigend geduldet werden. Die 
Elmshorner Initiative setzt da an, wo es 
bei manchen mit dem Gefühl der Wut 
und Ohnmacht aufhört. „Außerdem wol- 
len wir hier diejenigen zusammenbrin- 
gen, die Unterstützung suchen oder an- 
bieten“, schreiben die Teilnehmer der 


schlechte Gewissen anzusprechen. Im- 
mer wieder bezog er auch das Publikum 
mit ein („Wisst ihr eigentlich, wer die 
Rechte an Mein Kampf besitzt?‘“) Das 
bayerische Finanzministerium liess er 
zynisch verlauten, als sich keiner meldet. 
Weiter erklärte er, dass man das Buch 
weder kaufen noch verkaufen sondern 
nur besitzen darf. Doch etwas besitzen 
ohne es zu verkaufen, dürfen wohl nur 
die Bayern. Am 15. Oktober 1948 fällte 
in Bayern ein Richter das Urteil, dass der 
gesamte Nachlass in Bayern und somit 
fast der gesamte Besitz Hitlers als Süh- 
nemassnahme von dem Freistaat Bayern 
eingezogen worden ist. Als Somuncu 
dann erzählte, dass das bayerische Fi- 
nanzministerium hinten herum die Rech- 
te an Random House, die Tochterfirma 
von Bertelsmann verkauft hatte, und die 
wiederum Mein Kampf in England ver- 
öffentlichen, war er auch beim letzten 
Zuhörer auf Kopfschütteln gestossen, 
denn von so etwas hört man in der Presse 
nur selten. 

Mit der Gestaltung seiner Lesungen, 
sich über Hitler lustig zu machen und 
gleichzeitig den nötigen Ernst zu vermit- 
teln, sensibilisierte er über 1500 Mal in 
ganz Deutschland seine Zuhörer. Der 
Vortrag in Uetersen war einer der beson- 
deren Art, an dem man Geschichte mal 
anders erlebte oder der ein und andere 
Lacher garantiert war. Schauspielerisch 
und inhaltlich war Serdar Somuncu sehr 
überzeugend. 


Kampagne. Dass dies nötig ist, zeigt die 
Bedeutung von rechter Musik für die 
Praxis der Neonazis. Mit Nazimusik 
wird Geld verdient, was wieder für fa- 
schistische Aktivitäten ausgegeben wird. 
Vor allen Dingen wird Jugendlichen so 
Faschismus „schmackhaft“ gemacht. Im 
schlimmsten Falle bleibt es nicht bei blo- 
ßem Zuhören, sondern endet in einer po- 
litischen Ideologie. Außerdem festigt 
rechte Musik die Naziszene und kann auf 
diesem Wege auch weniger politisch 
interessierte Menschen mit Nazis zu- 
sammenbringen. 

Um Rassismus und Faschismus ent- 
gegenzutreten, informiert turn it down. 
Verschiedene Portraits von rechten 
Bands, Infos über rechte Symboliken 
und mehr sollen Interessierte näher über 
die Strukturen aufklären. Dazu gehören 
auch Interviews mit verschiedenen Men- 
schen. In Kontrovers, einer Rubrik der 


Somuncu bedankte sich am Schluss 
für die gute Vorarbeit und die Organisa- 
tion des Stadtjugendrings, die den Abend 
genauso als Erfolg verbuchen konnten. 
Auf der zweiten Veranstaltung der Anti- 
rassismus-Tage, einer Vorführung des 
Films Rosenstrasse, erschienen leider 
nur eine Handvoll Leute. 

Insgesamt kann man sagen, dass die 
Antirassismus-Tage auf jeden Fall unter- 
stützungswert sind, jedoch wurde leider 
nicht ausreichend Werbung gemacht, so 
dass die Öffentlichkeit wenig mitbekom- 
men hat. 

age 
Empfehlenswert zu lesen: 
Nachlass eines Massenmörders von Ser- 
dar Somuncu 8,90 Euro ISBN: 3404605- 
136 
Getrennte Rechnungen von Serdar So- 
muncu 16 Euro ISBN: 3-7857-2162-5 
Serdar Somuncu liest Joseph Goebbels 
16,45 Euro ISBN: 3785711255 


turn it down Homepage, wird mit Veran- 
staltern, linken Musikern und anderen 
über rechte Musik diskutiert. Neben In- 
formieren und Diskutieren kommt die 
Praxis keineswegs zu kurz. Erfolgreiche 
Aktionen wie Konzerte und das Angebot 
der Unterstützung sollen Ansporn für ein 
bewusstes Handeln gegen rechte Musik 
sein. Die Homepage von turn it down 
fordert dazu auf, selbst aktiv zu werden 
und sei es „nur“ einen informativen Be- 
richt über die lokale rechte Musikszene 
zu schreiben. 

Wer steckt eigentlich hinter tum it 
down? Ein paar Menschen von apabiz aus 
Berlin, dem antifaschistischen Pressear- 
chiv und Bildungszentrum Berlin e.V, ha- 
ben sich für die Idee zusammengefunden. 
In Amerika existiert bereits länger das 
Projekt turn it down, was von wesentlich 
mehr Initiativen getragen wird. 
wwu.turnitdown.de age 
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„Ich sah die Hölle auf Erden“ 


Überlebende des KZ Ahlem zu Gast in Hannover 


Katriel Monitz und Moshe 
Miedzinski aus Israel, Rene 
Chanirel aus Frankreich, Ben- 
jamin Sieradzki aus den USA, ehemali- 
ge KZ-Häftlinge und einer ihrer Be- 
freier, Vernon W. Tott aus den USA, 
sind vom 29.4.04 bis zum 6.5.04 nach 
Hannover gekommen, eingeladen 
vom Arbeitskreis „Bürger gestalten 
ein Mahnmal”, von der Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes/Bund 
der Antifaschisten und der Stadt Han- 
nover. Ihr Aufenthalt war von einer 
Reihe bewegender, sehr gut besuchter 
Veranstaltungen und Gesprächen, z. 
B. mit Schülern aus Ahlem, begleitet. 


Am 3.5.04 zeigten Hans-Jürgen und 
Shaun Hermel im Künstlerhaus den von 
ihnen gedrehten Dokumentarfilm „Ich sah 
die Hölle auf Erden“, in dem Moshe 
Miedzinski und Benjamin Sieratzki sich 
an die unvorstellbar grausamen Erleb- 
nisse ihrer KZ-Haft und Zwangsarbeit im 
Asphaltstollen in Ahlem erinnern. Vernon 
W. Tott schildert den Tag der Befreiung, 
den er in Fotos festhielt. 

Am 4.5.04 wurde im Gobelinsaal des 
Rathauses in einer Feierstunde in Anwe- 
senheit von Bürgermeister Strauch und 
des ehemaligen Landtagspräsidenten 
Wernstedt, der VVN/BdA, des Arbeits- 
kreises „Bürger gestalten ein Mahnmal“, 
der eingeladenen Überlebenden und ihren 
Angehörigen das an diesem Tag erschie- 
nene Buch der Historikerinnen Janet An- 
schütz und Irmtraut Heike vorgestellt. 
„Wir wollen Gefühle sichtbar werden las- 
sen“, lautet der Titel des Buches, in dem 
Katriel Monitz, Moshe Miedzinski, Rene 
Chantrel, Benjamin Sieradzki und Vernon 
W. Tott zu Wort kommen. Auch die Arbeit 
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des Arbeitskreises „Bürger gestalten ein 
Mahnmal“ und die Entstehung des Mahn- 
mals finden hier ihren Platz. Besondere 
Erwähnung findet, dass die Continental 
Gummiwerke Häftlinge in der Produktion 
einsetzten und mit der Untertageverlage- 
rung der Rüstungsindustrie seit 1943 das 
Asphaltstollensystem in Ahlem für eine 
unterirdische Fabrik zur Herstellung von 
Flugzeugtreibstoffbehältern und techni- 
schen Flugzeugschläuchen durch un- 
menschliche Zwangsarbeit von KZ-Häft- 
lingen ausbauen ließ. 

Moshe Miedzinski sprach zu uns: 
„Sehr geehrter Herr Bürgermeister 
Strauch, sehr geehrte Damen und Herren, 
vor allem möchte ich meinen innigsten 
Dank für Ihre Einladung zur Publikation 
des Buches „die Geschichte des KZ Ah- 
lem“ ausdrücken. Mein besonderer Dank 
gilt der Arbeitsgruppe „Bürger gestalten 
ein Mahnmal“, wie Frau Gröne, Frau 
Winkler und Herrn Kowarsch. Sie haben 
gewiss viel dazu beigetragen, dass der 
Traum, ein Geschichtsbuch zu schreiben, 
in Erfüllung gegangen ist. Jeder kann sich 
informieren, wie in der Zeit der national- 
sozialistischen Herrschaft die elementa- 
ren Menschenrechte verletzt wurden. Wir 
sind sehr dankbar, dass Sie uns die Mög- 
lichkeit geben, heute an diesem wichtigen 
Ereignis teilzunehmen. Gerne begrüsse 
ich die Leidenskameraden aus dem Aus- 
land und Herrn Vernon Tott, der damals 
ein junger amerikanischer Soldat war. Er 
hat mit seiner Kamera Bilder verewigt, 
am 10. April 1945. 

Meine Damen und Herren. Trotz der 
Stimmen, die laut werden, dass es eigent- 
lich keine „Shoah“ gab und alles Lüge ist. 
Dass es in Hannover Ahlem ein KZ gab, 
ist Wahrheit!! Wir, die ehemaligen KZ- 


Häftlinge, sind die letzten lebenden Zeit- 
zeugen, die dies erzählen und bezeugen 
können. Das ist wichtig für die Zukunft. 
Es soll nie vergessen werden und immer 
in Erinnerung bleiben, was damals ge- 
schehen ist, und was wir erlitten haben. 
Die Geschichte soll sich nie mehr wieder- 
holen. Meine Damen und Herren. Wir 
glauben und hoffen, dass dieses Buch 
dazu beitragen wird, dass die kommende 
junge Generation wachsam bleibt und 
(darüber) wacht, dass totalitäre Regime 
keine Chancen bekommen, denn sie sind 
eine Gefahr für die Menschheit und die 
Zivilisation. Zum Schluss ganz besonde- 
ren Dank den zwei Historikerinnen Frau 
Janet Anschütz und Frau Irmtraud Heike, 
die sich diesem tragischen Thema gewid- 
met haben. Vielen Dank.“ 

Am 4.5.04 rezitierte Alexander May, 
Schauspieler, aus dem o. g. Buch „Wir 
wollen Gefühle sichtbar werden lassen.“ 
Unter den vielen Zuhörern im Lister Turm 
waren auch Schüler der Ricarda-Huch- 
Schule. 


Zeitzeugen ergriffen das Wort: 


Moshe Miedzinski: „Es war schrecklich, 
wir waren keine Menschen, wir hatten fast 
nichts zu essen, aber wir mussten arbeiten. 
Wir hofften auf eine andere Zeit. 1945 kam 
die Befreiung durch die amerikanische Ar- 
mee. Sie kamen ins Lager. Sie glaubten 
nicht, dass man so leben konnte. Wir kamen 
in das Kriegslazarett Heidehaus und erhiel- 
ten Hilfe von den Ärzten. Unsere Strä- 
flingskleidung wurde verbrannt. Wir haben 
uns gewaschen, wir glaubten, wir träumten. 
Zum Glück haben sie uns nichts zum Essen 
gegeben, die assen, starben. Ich war krank, 
ich war schwach, ich hatte Hunger.“ 


Bild 1: v.l.n.r. Vernon W. Tott, Moshe 
Miedzinski, Gerd Bornemann (Landes- 
sprecher VVN/BdA), 

Bild 2: Rene Chantrel, Irmtraud Heike, 
Katriel Monitz, Vernon W. Tott, Ben Sie- 
radzki, Moshe Miedzinski, 

Bild 3: Katriel Monitz, Irmtraud Heike, 
Vernon W. Tott, Moshe Miedzinski, Ben 
Sieradzki (Fotos ron), 

Bild 4: Häftlinge im KZ Ahlem 1945, von 
Vernon W. Tott aufgenommen. 

Bild 5: Anzeige der Conti (1941) aus Gö- 
rings Renommierzeitschrift „Der Vierjah- 
resplan“. 


Benjamin Sieradzki: „Ich habe ähnliche 
Erfahrungen wie die anderen gemacht. 
Das Schrecklichste für mich geschah 
schon in Polen, als sie meinen Vater ver- 
hafteten. Es ist für mich wie eine Heilung, 
mich damit auseinanderzusetzen, deshalb 
bin ich hierher gekommen. Ich würde lie- 
ber bei Ihnen dort unten sitzen. Ich 
möchte eine kleine Begebenheit er- 
zählen. Ein Nachbarjunge bei uns (in 
Zgierz in Polen) sah mich mit meinem 
Fahrrad und sagte zu mir: „Gib mir 
Dein Fahrrad, Du wirst sterben.“ Wa- 
rum konnte ein Junge so sprechen.“ 
Katriel Monitz: ‚Ich konnte all das 
Schreckliche nur aushalten, weil ich : 
an meine Familie dachte. In Neuen- 
gamme habe ich erlebt, dass Men- 
schen von Menschen gegessen haben. 
Ich habe mich bis zum letzten Augen- 
blick nicht aufgegeben.“ 


Rene Chantrel: „Ich hatte Schreckli- R 


ches im Kommando Husum (Muni- 
tionsfertigung) erlebt. Ich habe mich 
von Husum nie wieder erholt. Als ich 
nach Ahlem kam, wo wir im Asphalt- 
stollen arbeiten mussten, waren die 
Treppenstufen in der Mine für mich 
eine Tortur.“ 

Vernon W. Tott: „Ich habe das Lager 
mitbefreit. Als wir in das Lager ka- 


war für eine bombensichere Fabrikhalle zur Rüs- 
der Firma Continental ... ee, wir. haben 
nn 


, stä 
Bien für die Produktion ee liessen. 
Inaraclı te . se are wehelannee 


gen Überlebenden des KZ Hannover Allen und aller der Ver- 
brechen, fordern im Namen der toten Kameraden die heute ver- 


antwortliche Firmenleitung auf, die Mitverantwortung von Conti- 
nental nicht länger zu leugnen und mit dieser moralischen Ver- 


men, erlebten 
wir die Hölle 
auf Erden mit- 
ten 


ein Inferno. 

Die Häftlinge 

mussten in den Asphaltgruben ohne ange- 
messene Kleidung arbeiten, sie hatten 
nichts zu essen. Neben Überlebenden sa- 
hen wir zu Tode Gehungerte. Es war sogar 
für uns Soldaten schrecklich und unfass- 
bar. Ich machte Fotos von dem, was mir 
im Lager begegnete. Nach dem Krieg la- 
gen die Fotos 50 Jahre lang im Keller, bis 
Benjamin mich ausfindig machte und sich 
auf den Fotos selbst erkannte. Ich ent- 
schied mich, auch andere aus dem Lager 
ausfindig zu machen. Ich habe 28 Überle- 
bende aus dem Ahlem-Lager wiederge- 
funden. 18 sind auf meinen Fotos sichtbar. 
Es bedeutet für sie einen Neubeginn des 
Lebens. Ich habe die Fotos gesammelt 


pflichtung das geschehene Unrecht nicht weiter fortzusetzen. Un- 
ser Zeugnis als ‚Augenzeugen der beschriebenen Ereignisse ist ein 
deutlicher Beweis für das Geschehen. Es kann nicht see wer-, 
in Ihrer den in Anbetracht solcher Zeugenaussagen. 

Stadt. Es war Gezeichnet von I 4 Augenzeugen, Hannover, im Januar 2004. 


und habe zu Tausenden von Schulkindern 
gesprochen, was ich gesehen habe. Hof- 
fentlich wird so etwas nie wieder gesche- 
hen.“ 

Am 5.5.04 verabschiedeten sich die Jo- 
hannisgemeinde, der Bezirksbürgermeis- 
ter von Ahlem, die VVN/BdA, der Ar- 
beitskreis „Bürger gestalten ein Mahn- 
mal“ von den Gästen nach sieben sehr be- 
wegenden, unvergesslichen Tagen. Bisher 
unerfüllt ist das Begehren, dass Continen- 
tal-sich für das Schicksal der ehemaligen 
KZ-Häftlinge und Zwangsarbeiter verant- 
wortlich fühlt und ausser einem Aner- 
kenntnis der Schuld Wiedergutmachung 
leisten muss. anr 
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Spandau (Berlin): 


Ein Mahnmal zur Erinnerung an 
die NS-Zwangsarbeit 


150 Gäste waren gekommen, 
darunter der CDU-Bürgermeis- 
ter, zwei SPD-Bundestagsab- 
geordnete und viele andere mehr, als 
das „Spandauer Bündnis gegen 
Rechts” am 8. Mai 2004 gemeinsam 
mit Betriebsräten der IG Metall Berlin 
bei strahlendem Sonnenschein ein 
Mahnmal zur Erinnerung an die NS- 
Zwangsarbeit der Öffentlichkeit 
übergab. 


Vier Jahre lang war das Bündnis aktiv 
gewesen, um an die 40.000 Menschen zu 
erinnern, die in diesem Berliner Bezirk 
während der NS-Zeit in über 100 Lagern 
inhaftiert und zu Zwangsarbeit gezwun- 
gen waren. Mit Hilfe von Überlebenden 
der NS-Zwangsarbeit, von Betriebsräten 
bei BMW, Siemens, Osram, Schleicher, 
Bosch-Siemens-Hausgerätewerk, der 
Evangelischen Kirche und mit Spenden 
von Stiftungen und Parteien gelang es, 
das von dem Künstler Ingo Wellmann 
aus der Nachbargemeinde Falkensee er- 
stellte Mahnmal am Ende ohne irgendei- 
nen Zuschuss des Bezirks auch zu finan- 
zieren. 

Als CDU und FDP, die in der Kommu- 
ne die Mehrheit haben, verlangten, dem 
Bezirk dürften auch in Zukunft keinerlei 
Kosten entstehen, übernahm die IG 
Metall Berlin auch noch die Patenschaft 
für das Mahnmal und sagte zu, unter ih- 
ren Mitgliedern zu sammeln, falls In- 
standhaltungskosten entstehen. 

Eine etwa 2 Meter hohe stilisierte Fi- 
gurengruppe aus Sandstein, die gemein- 
sam eine schwere Last aus Bronze trägt, 
erinnert nun auf dem Gelände des Evan- 
gelischen Waldkrankenhauses an das 
Leid dieser Menschen. In einem Gebäu- 
de direkt hinter dem Mahnmal ist eine 
Ausstellung untergebracht, die mit zahl- 
reichen zeitgeschichtlichen Dokumenten 
und eindringlichen Bildern an die NS- 
Geschichte und die Zwangsarbeit in Ber- 
lin erinnert. „Sklaven- und Zwangsarbeit 
bedeutete nicht nur Vorenthalten des ge- 
rechten Lohns. Sie bedeutete Verschlep- 
pung, Heimatlosigkeit, Entrechtung, die 
brutale Missachtung der Menschenwür- 
de. Oft war sie planvoll darauf angelegt, 
die Menschen durch Arbeit zu vernich- 
ten.“ Das Zitat von Bundespräsident Rau 
auf dem Sockel des Mahnmals unter- 
streicht das Anliegen: Die Erinnerung 
wach zu halten an die Verbrechen der 
NS-Zeit, damit diese Verbrechen sich nie 
wiederholen. 

Wolfgang Walter, Betriebsrat beim 
Siemens Messgerätewerk in Spandau, 
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hielt für die IG Metall eine mit viel Bei- 

fall bedachte Rede, die wir im folgenden 
dokumentieren. 

Rüdiger Lötzer, 

Spandauer Bündnis gegen Rechts I 


Zur Info: Das Mahnmal steht vor Haus 
16 auf dem Gelände des Evangelischen 
Waldkrankenhauses in Spandau, Stadt- 
randstraße 555. Das Krankenhaus ist von 
Rathaus Spandau aus mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zu erreichen über die 
Buslinien 237, 130 und 131. Wer auch 
die Ausstellung sehen will, wird gebeten, 
sich vorher beim Krankenhaus anzumel- 
den: Tel. (030) 37020. 


Die Rede von 
Wolfgang Walter, 
Betriebsrat Siemens 
Messgerätewerk: 


Verehrte Anwesende, 
Was zählt im Gedenken an die vielen 
Opfer der Zwangsarbeit — es zählt die 
Lebendigkeit des Gedenkens. 
Was lässt uns heute hier zusammen- 
kommen 
Bes ist die Lebendigkeit unseres Geden- 
kens 
Mes ist unser Umhergetriebensein von 
der eigenen Geschichte, der deutschen 

Mund es ist die gemeinsame Überzeu- 
gung des „Nie wieder“, die uns zu- 
sammenführt. 

Bürger und Repräsentanten der Kom- 
mune legen heute ein Zeugnis ab. 

Mit einem Denkmal legen sie für 
Spandau ein öffentliches Zeugnis ab. 

Bürger und Repräsentanten der Kom- 
mune Spandau begreifen ihre Geschich- 
te, an diesem Tag der Befreiung greifen 
wir sprichwörtlich nach der eigenen Ge- 
schichte,verschweigen nicht, verstecken 
nicht, vergessen nicht, erinnern. 

Wir erinnern an das Schicksal vieler 
hierher Verschleppter, 400 bis 500 Tau- 
send an der Zahl für Berlin, davon 
40.000 nach Spandau verschleppt. 

Wir erweisen diesen 

vielfach Geplagten, 

Ausgenutzten, 

zur Kriegsarbeit Getriebenen 

in Fabriken Geschundenen 

Söhnen und Töchtern unserer Nachbar- 
völker - Opfern der Rassenhetze und der 
religiösen und politischen Verfolgung — 
wir erweisen diesen Menschen eine Re- 
ferenz und verbeugen uns vor ihnen. 

Die IG Metall verbeugt sich vor de- 
nen, die — historisch gesehen — eine Ar- 
beiter- und eine Gewerkschaftsbewe- 
gung nicht schützen konnte. Die Ent- 
rechtung und Auflösung freier Gewerk- 
schaften war gewissermaßen der Vorbote 
für eine Arbeitskultur des Zwangs, die 
der nationalsozialistische Staat in vielen 
Facetten durchsetzte. 


Es war deshalb nur folgerichtig, wenn 
sich im Nachkriegsdeutschland alle maß- 
geblichen politischen Kräfte auf eine 
starke und unabhängige Rolle der Ge- 
werkschaften als einen Garanten für die 
Freiheit verständigten — auch dies gehört 
in den Umkreis von Erinnerung. 

Unter denen, die heute die Erinnerung 
an Zwangsarbeit wach halten, stehen 


deutlich wahrnehmbar die Gewerkschaf- 
ten und nicht zuletzt die IG Metall. Ar- 
beit als Mühsal, Joch und Ausbeutung — 
das sind ureigenste Gewerkschaftsthe- 
men. Arbeit als Raubbau am Menschen, 
ja als Vernichtung — das sind Kernthe- 
men, denen sich eine Gewerkschaft stel- 
len muss — gestern und heute. 

Deshalb auch — und als ihren Beitrag 
zum Zustandekommen des Denkmal- 
Projekts — hat sich die IG Metall Berlin 
verpflichtet, in Zukunft die Pflegschaft 
für dieses Denkmal der Zwangsarbeit zu 
übernehmen. 

Weitere Beiträge auf diesem Feld sind 
nötig. Die Industriegeschichte der 
Zwangsarbeit in Spandau, der Arbeitsla- 
ger, der beteiligten Firmen, ob Luftfahrt- 
gerätewerke, Deutsche Industriewerke 
AG oder Siemens, ist noch nicht ge- 
schrieben. Die Aufarbeitung der Vergan- 
genheit ist nicht abgeschlossen, solange 
Firmenarchive einer interessierten Öf- 
fentlichkeit und den Opfern verschlossen 
bleiben. 

Doch zurück zum Hier und Heute. 

Das Denkmal, das wir sehen, ist eine 
Referenz an die Opfer, eine künstlerische 
Referenz. Als Kunstwerk erlaubt es je- 
dem Betrachter, diese Referenz auf seine 
eigene, persönliche Weise herzustellen, 
die eigene Existenz in ein Verhältnis zur 
Geschichte zu setzen. 


Und an diesem Ort, einem Kranken- 
haus, denkt man schon eher und schon 
einmal mehr über das Leben nach als an- 
dernorts. — 

Hier, auf dem Gelände des Evangeli- 
schen Waldkrankenhauses, ist die Besin- 
nung auf das, was Leben ausmacht, und 
auf menschliche Grunderfahrung doch 
auf eine andere Art möglich als auf dem 
Weg vom Bus zur U-Bahn oder beim 
Einkaufen. Und die Nähe zur Ausstel- 
lung „Arbeiterstadt Große Halle“ tut ein 
Übriges. - Ich will damit nicht die Que- 


Nie wieder 
Faschismust 
Nie wieder 
Krieg! 


age 


ZIFOS + AMTEL-OUNE 


c/o nfoladen. "Velk und Wissen” 
Schlachthofstrasse 25, 06844 Dessau 
£ : 0340=266 02 - 10 / fax: -12 
@: Antifscamp@yahoo.de 


relen um den Standort des Denkmals ver- 
gessen machen, und sie mögen vielleicht 
noch ein wenig nachwehen. 

Aber heute zählt das hier und jetzt, 
dass Bürger Spandaus, engagierte Mit- 
glieder von Initiativgruppen, Betriebsrä- 
te und Repräsentanten dieser Kommune 
hier und heute zusammengekommen 
sind, um der Einweihung eines Denk- 
mals beizuwohnen, eines Denkmals, das 
an die 40.000 Frauen und Männer er- 
innert, die in dieser Stadt vor 60 Jahren 
Zwangsarbeit verrichten mussten. ES 


tägl. ab 10. Uhr / Weimar / Gerberstt 4 
7 Euro pro Tag und Telinehmerin (Vollverpfiegung + Mieten e.t.c.) 
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Den Skandal des Münchner Abkommens von 1938 
im geplanten Münchner NS-Dokumentationszentrum 
bleibend öffentlich machen 


Die Veranstalter und Unterstüt- 
zer der Tagung „Vom Münch- 
ner Diktat zur Nachkriegsord- 
nung” können mit dem Verlauf des 
Wochenendes zufrieden sein. Nach der 
Eröffnungsveranstaltung, zu der etwa 
siebzig Leute gekommen waren, blieb 
das Interesse für die folgenden neun 
Fachvorträge und die Abendveranstal- 
tung mit HistoArt rege. Für den Bericht 
und das kurze Interview mit Eva Hahn 
danken wir Luise Rauschmeier, die als 
Korrespondentin der „jungen welt” an 
der Tagung teilgenommen hat. 


Am Wochenende fand in München eine 
Tschechien-Tagung statt mit dem Titel 
„Vom Münchner Diktat zur Nachkriegs- 
ordnung. Geschichte und ihre Instrumen- 
talisierung in der aktuellen deutschen Poli- 
tik“. Veranstalter waren Kurt-Eisner-Ver- 
ein, Rosa-Luxemburg-Stiftung und die 
Redaktion der Deutsch-Tschechischen 
Nachrichten. Neun jungen Wissenschaft- 
lern wurde die Gelegenheit gegeben, die 
anhaltende Problematik des Münchner 
Abkommens von 1938, mit dem die Ab- 
trennung der tschechoslowakischen 
Grenzgebiete als völkerrechtlicher Vertrag 
gefaßt wurde, aus der Perspektive ihrer 
Fachdisziplin darzustellen. So wurden 
auch Ausschnitte aus Heimatfilmen oder 


Vor dem EU-Beitritt Tschechiens vor wenigen Ta- 
gen, gab es eine Pressekampagne gegen Tschechien. 


der für den Schulunterricht empfohlenen 
CD-Rom von Guido Knopp gezeigt und 
die Prager Exilkultur vorgestellt. 

Die Tagung begann mit einer Podium- 
diskussion „EU-Osterweiterung und deut- 
sche Geschichtspolitik. Deutsch-Tschechi- 
sche Beziehungen und die Kampagne um 
die sogenannten „Benes-Dekrete“.Auf 
dem Podium beteiligten sich der Journalist 
Leo Furtlehner aus Österreich, Renate 
Hennecke von den Deutsch-Tschechi- 
schen Nachrichten, der emeritierte Histori- 
ker Prof. Eckhart Mehls und der Leiter des 
Tschechischen Zentrums Jan Sicha, und 
im Publikum unter circa 70 Tagungsteil- 
nehmerInnen auch einige „Vertriebene“. 
Mit ihrer Bezeichnung „Völkermord“ für 
die Vertreibung und der These, dass Völ- 
ker nicht friedlich zusammenleben könn- 
ten, sondern es da „Mord und Totschlag“ 
gäbe, lieferten sie eine lebendige Anschau- 
ung über durchaus befremdliche Einstel- 
lungen im Umkreis der Vertriebenenver- 
bände. Zugleich gaben sie damit Disku- 
tanten auf dem Podium und im Publikum 
die Gelegenheit zur Aufklärung. Professor 
Mehls informierte, dass die Vertriebenen- 
verbände seit 1997 für die schon von den 
Alliierten im Potsdamer Abkommen ver- 
fügte Umsiedlung der Deutschen den Be- 
griff „Völkermord“ verwenden, um sie 
nicht juristisch verjähren zu lassen. Renate 


Interview 


Hennecke und Martin Fochler von den 
Veranstaltern betonten, dass man das indi- 
viduelle Leid, das Menschen auch durch 
die zum Teil inhumane Weise, in der sie 
vertrieben wurden, zugefügt wurde, aner- 
kennen muss. Die Inhumanität sei aller- 
dings nicht Präsident Benes anzulasten, 
der vor dem Zusammentreten des ersten 
Nachkriegsparlaments mit Dekreten regie- 
ren musste: erste Ursache waren die grau- 
samen Verbrechen der Nationalsozialisten, 
zu denen fast die gesamte deutschsprachi- 
ge Bevölkerung in der Tschechoslowakei 
gerechnet werden musste. 

Für die Veranstalter forderte Martin 
Fochler, es müsse gelingen, den Skandal 
des Münchner Abkommens im geplanten 
Münchner NS-Dokumentationszentrum 
bleibend öffentlich zu machen — gegen 
alle Bestrebungen, die Rolle Münchens 
als „Hauptstadt der Bewegung“ weiter 
kleinzureden. Als Höhepunkt der Tagung 
erlebten insbesondere die eigens angereis- 
ten tschechischen Zeitzeugen die theatra- 
lische Inszenierung von Stereotypen über 
Böhmen durch die Gruppe HistoArt von 
Eva Hahn. Die Dokumentation der Ta- 
gung wird als Extra-Ausgabe der 
Deutsch-Tschechischen Nachrichten er- 
scheinen. 

Weitere Informationen unter: 
www.kurt-eisner.de/muedik [2] 


Tschechischen Republik (entsprechend den 1938 
durch das Münchner Abkommen festgelegten Gren- 


Sie kennen beide Seiten: wie ist das Verhältnis zwi- mit Eva Hahn zen) als das sog. Heimatgebiet der sudetendeut- 
schen Volkgruppe beansprucht, nicht individuelle 


schen Tschechen und Deutschen? 


Nach 30 Jahren in Deutschland würde ich sagen, das Verhältnis . 
zwischen Deutschen und Tschechen ist gut! Es gibt nur ein ganz 


konkretes politisches Problem, das betrifft die Sudetendeutsche 
Landsmannschaft. Zu Unrecht beansprucht sie, für alle zu spre- 


chen, die einmal als Deutsche in der Tschechoslowakei gelebt ha- 


ben, aber von den deutschen staatlichen Organen wird sie geach- 
tet, als wäre sie so etwas wie eine legitime Exilregierung. Und weil 
es die deutsche ftendieli it en interessiert, konnten die ge: 


_ stellt? 


Heimatrechte! Das scheint mir sehr bedenklich! 

Aber: eine Sache ist, dass die Landsmannschaft solche Ziele ak- 
tiv verfolgt, das andere Problem ist, dass sich kein deutscher Poli- 
tiker je überhaupt von der Vorstellung, dass diese Gebiete eigent- 


‚lich zu Deutschland gehören sollten, distanziert hat. Das geht dar- 
aus hervor, dass die Bundesrepublik nie das Münchner Abkom- 


men, das heißt die Abtrennung der a ag w 


8 biete von a8, als Unia Are hat.. 


erlet ber le, dass quasi eine aan de ii 
schen Staates Peimanbik die Imiegi schediens infrage 


a Das istı umso trauriger, wei man ach, in ‚der ‚Weimaier Re- 


n publik die sogenannten Auslands- und Grenzlandsdeutschtums- 


des- ; Srganiagonen unterstützt hat, die sich dann alle sehr aktiv an der 
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z ben. Der sudetendeutsche Prager Parlamentarier Rudolf Jung war 


inem 1919 erschienen Buch. „Der nationale Sozialismus: 
un a sein eg und seine Ziele“ a Ideen- 


Von CHRIS MERTING 


Köln - Einzig die Kölner FDP will das 
Faimess-Abkommen zu den Kommu- 
nalwahlen nicht unterschreiben. weil 
sic hochrangige Kirchenvertreter als chen, 

Schledsiente ablehnt. Alle 


FDP Köln: 


des Wahlkampfes nicht auf'Kosten der - i 
in Köln lebenden Ausländer auf $tim- Hannelore 
menfang gehen und Migranten für Bartscherer 
negative eselischaftliche Missstände 
wie Kriminalität verantwortlich ma 


Wahlkampf-Abkommen: Attacke 


FDP legt sich mit der 
Kirche n 39 


Parteien wollen sich dazu ver- 


präsident. Helmut Zerbes vor, 
Dies teilte Parteichef Hoöben 
dem Runden Tisch für Integira 
tion als Initiator des Fairness 
Abkommens mit, Dessen Spre- 
cher Konrad Gllges ist cm 
täuscht, sieht aber keinen An 


.n ® mi a6, Be Schiedsleute zu 
Stadtsuperinten- FOP-Parteicheft wechsein. Üllges zum EX 
dent Ernst Fey Reinhard Houben PRESS: „Dana müssen wir daR 

Abkommen eben © lie 

’ . : L 2 FDP beschließen.” Auch Prof 
fen“ als sie die Konzertverbote anstl- Peter Canisius, Chef des Fördervereins 
len kirchlichen Feiertagen kritisiert Runder Tisch“, sagt: „Ich kann die 
hatie. „Bei Frau Bartscherer und ihrem Gründe der FDP nicht nachvallzichen 


Pro Köln und gegen eg 


Für Furore sorgen zur Zeit der 

Kölner Kreisverband und die 

Ratsfraktion der FDP. Aufsehen 
erregen aber weniger ihre abwasch- 
baren Wahlplakate aus Kunststoff, die 
seit Anfang Mai die Laternenmasten 
zieren, sondern ihre Haltung gegenü- 
ber in Köln lebenden Flüchtlingen und 
ihre harsche Ablehnung, sich in Wahl- 
kampffragen dem Schiedsgericht der 
Vorsitzenden des Katholikenauschus- 
ses und des evangelischen Stadtsuper- 
intendenten zu stellen. Dabei hängt 
beides miteinander zusammen. 


Gaben sich die Liberalen lange Zeit be- 
tont locker und großstädtisch, scheinen 
sie mit ihrer Haltung in der Flüchtlings- 
politik seit einiger Zeit rechtsaußen 
Stimmen sammeln zu wollen. In einem 
als Flugblatt verbreiteten Schreiben des 
Geschäftsführers der FDP-Ratsfraktion, 
Ulrich Breite, an die Anwohner eines 
leerstehenden Hauses in der Niehler 
Straße, das die Stadt zum Wohnheim um- 
bauen lassen will, heißt es u.a.: „Die 
schwarz-grüne Ratsmehrheit schafft da- 
mit einen weiteren sozialen Brennpunkt 
in unserer Stadt. Wie die schmerzlichen 
Erfahrungen ... im Stadtteil Poll zeigen, 
steigt die Kriminalität im Umfeld sol- 
cher Einrichtungen. ... Für die falsche 
Unterkunftspolitik müssen nun die Bür- 
gerinnen und Bürger in Nippes mit stei- 
gender Kriminalität bezahlen.“ 
Alternativ tritt die Partei für die Unter- 
bringung der illegal eingereisten Men- 
schen auf einem Wohnschiff ein — eine 
Unterbringungsart, von der sich nach ei- 
ner Besichtigung selbst CDU-Politiker 
schockiert zeigten. Der Kölner Flücht- 
lingsrat verurteilte die Politik der Kölner 
FDP als „explosive Mischung aus 


Rechts-Popu- 
lismus und Irratio- 
nalität“ und und 
warf den Liberalen 
vor, es sollten 
„ganz bewusst Ak- 
zeptanzprobleme 
erst geschaffen 
werden“. 

Im Zusammen- 
hang mit der Hal- 
tung der Partei in 
der Flüchtlingspo- 
litik ist auch ihre 
Veweigerungshal- 
tung gegenüber 
dem vom „Runden 
Tisch für Integra- 
tion“ vorgeschla- 
genen Fairnessab- 
kommen zu sehen. 
In diesem Fairnes- 
sabkommen, das 
SPD, Grüne und 
PDS bereits unter- 
zeichnet haben, 
verpflichten sich 
die Parteien, kei- 
nen Wahlkampf 
auf Kosten von 
Immigranten zu 
betreiben. Im 
Konfliktfall sollen 


Fairness-Vereinbarung 
für die Wahlkämpfe 2004 
angeregt durch den , Kölner Runden 
Tisch für Integration e.V See 


Die unterzeichnende Partei verpflichtet sich ausdrücklich - auch 
wenn dies laut ihrem Grundsatzprogramm ee... ist 
- in den Wahlkämpfen im Jahre 2004 
‚Nicht auf Kosten von unter uns ibn Migrantinnen 
(Flüchtlingen, Ausländern, Zuwanderern) Wahlkampf zu ri 
pen 
Inhaltlich fair zu bleiben i im Hinblick auf Högeiye: Besil- 
schaftliche Entwicklungen wie Arbeitslosigkeit oder Gefähr- 
dung der inneren Sicherheit. Keine Vorurteile gegen die hier le- 
benden MigrantInnen und Flüchtlinge zu schüren ‚oder aus den 
eigenen Reihen zu dulden. 
Das heißt insgesamt, ee auch in Wahlkampfzeiten die 
ethnische Vielfalt in unserer Stadt als ne zu achten: 
„Gemeinsam sndwrKön" . 
Wir sind damit einverstanden, dass zur Einhäftüng: der Fan 
ness-Vereinbarung zwei unparteiische Schiedsleute, Frau Han- 
nelore Bartscherer, Vorsitzende des Katholikenausschusses in 
der Stadt Köln, sowie Herrn Stadtsuperintendent Ernst Fey, 
Evangelischer Stadtkirchenverband, tätig werden, die zusam- 
men mit dem Runden Tisch bei etwaigen Verstößen gegen ee 
NE öffentlich einschreiten Mid 


Unterschrieben wurde die Verei Hh "e von CDU, sp, 


die Vorsitzende des 


Kölner Katholikenauschusses, Hannelo- 
re Bartscherer und der evangelische 
Stadtsuperintendent Ernst Fey als Unpar- 
teiische für die Einhaltung des Abkom- 
mens sorgen. Diese Schiedsleute lehnt 
FDP-Chef Houben ab, im Falle Bartsche- 
rer mit der Begründung, sie trete „rigo- 
ros“ für die Rechte der Flüchtlinge ein. 
Die Haltung der Kölner Parteiführung ist 
auch in den eigenen Reihen nicht unum- 


stritten. So forderte der frühere Bundes- 
minister Baum seine Parteifreunde dazu 
auf, ihre Haltung zu überdenken. Grund- 
sätzliche Kritik kommt vom Vorsitzenden 
der Kölner VVN/BdA, Volker Adam, der 
die FDP auf „einem abschüssigen Weg 
nach rechtsaußen“ sieht. Bleibe es bei ih- 
rer Politik, ergäben sich „inhaltliche Ge- 
meinsamkeiten mit „pro Köln“ durch das 
Schüren von Vorurteilen und Ängsten 
gegenüber Flüchtlingen. tr 
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:auslän 


Protest gegen Abschiebun- 
gen nach Togo in HH 


HAMBURG. Nach Informationen von anti- 
rassistischen Gruppen war für Donners- 
tag (13.5.) eine Massenabschiebung von 
Flüchtlingen nach Togo geplant. Starten 
soll die Chartermaschine in die Militär- 
diktatur in Hamburg. Am Mittwoch, 
12.5. fand eine Kundgebung mit an- 
schließender Demonstration gegen die 
Abschiebungen in der Hamburger City 
statt. Um die 50 Leute wohnten der ein- 
stündigen Kundgebung am Hauptbahn- 
hof dauerhaft bei. Viele Passanten kamen 
vorbei. Anschließend zog eine kurze De- 
monstration zur Innenbehörde, wo eine 
Delegation in die Behörde durfte, um 
dort noch einmal Argumente gegen die 
Abschiebungen nach Togo vorzubringen. 
Die Hamburger Abschiebebehörde de- 
mentiert bisher einen Charterflug am 
Donnerstag nach Togo. (Indymedia) 3 


der- und asylpolitik 


de dot 1 ae est un droit humain! ern sommes 


m 


„Nazis auf die Füße treten - 
bevor sie im Rathaus sitzen“ 


‚Passt pinss 
auf 


Körn. In NRW vollzieht 
sich eine rasanter An- 
stieg von Kandidaturen 
neofaschistischer Par- 
teien. In den Stadträten 
einiger Städte sind sie 
jetzt schon vertreten. Die 
Frage, wie der rassisti- 
schen und nationalisti- 
schen Propaganda von 
NPD, DVU, Reps, 
Schill-Partei, Pro Köln 
und ähnlichen Parteien 
entgegengewirkt werden 
kann, stand daher im 
Mittelpunkt der 25. 
nordrhein-westfälischen Landeskonfe- 
renz antifaschistischer Organisationen 
und Initiativen, die am Samstag in der 
Alten Feuerwache in Köln tagte. Die 
Konferenz beschloss, mit Aktionen — 
darunter eine Plakataktion — gegen die 
neonazistische Kandidaturen in der 
Kommunalwahl und im Europa-Wahl- 
kampf vorzugehen. „Wir sehen eine Ge- 
fahr darin, dass die Nazipropaganda das 
allgemein akzeptierte politische Spek- 
trum noch weiter nach rechts öffnet. Ei- 
nige wollen das verhindern, indem sie 
Plakate der Nazis angreifen, d.h. entfer- 
nen. Auch wir sehen die Nazis nicht als 
gleichberechtigte Teilnehmer des parla- 
mentarischen Wettbewerbs. ‚Der Fa- 
schismus ist keine Meinung, sondern ein 
Verbrechen' steht auf unseren Transpa- 
renten. Mit unserer Plakat-Initiative wol- 
len wir eine legale Möglichkeit des öf- 
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fentlichen Protestes ge- 

gen Nazi-Propaganda 

eröffnen.“ Das schrieb 
‘ die Konferenz in einem 
| beschlossenen Brief an 
demokratische Parteien 
des Landes. 

Ein weiterer Schwer- 
. punkt der Konferenz 
war die Antwort auf die 
— wie beobachtet wurde 
— verstärkte faktische 
Hilfe von Behörden für 
. das Wirken neofaschis- 
tischer Kräfte. Dazu 
wurde festgestellt, dass 
sich der Schwerpunkt derartiger Bemü- 
hungen des Schutzes für die zur „miss- 
liebigen Meinung“ verharmlosten neofa- 
schistischen Umtriebe von der Polizei 
und dem Inlandgeheimdienst VS auf die 
Justiz, vor allem die nordrhein-westfäli- 
schen Staatsanwaltschaften verlagert hat. 
Die Staatsanwaltschaften vieler Städte 
ermitteln mit höchstem Eifer gegen Per- 
sonen, die alte Nazis als „Kriegsverbre- 
cher“ beleidigt haben sollen, oder gar ge- 
gen solche, die den Begriff „Nazis“, den 
sich die Neofaschisten immer mehr zu 
eigen machen, auf diese anwenden. So 
wurden bei Antifaschisten im Aachener 
Raum und in Dortmund Hausdurchsu- 
chungen durchgeführt und umfangreiche 
Computerdateien durch die Staatsan- 
waltschaften beschlagnahmt, um dann 
wegen Beleidigung, ja sogar wegen 
„Beihilfe“ zur Beleidigung zu ermitteln. 


Zugleich werden, so wurde berichtet, 
von der Polizei geduldete antifaschisti- 
sche Aktionen gegen Rechtsextremisten 
als „Störung zugelassener Versammlun- 
gen“ von Staatsanwaltschaften verfolgt. 
Die Konferenz beschloß, dagegen auch 
mit Öffentlichen Protestkundgebungen 
am Sitz von Staatsanwälten vorzugehen 
und die Öffentlichkeit verstärkt über die 
„staatliche AntiAntifa“ aufzuklären, wie 
es ein Konferenzteilnehmer benannte. 

Es wurde mehrfach auf der Konferenz, 
an der rund 60 Aktivisten aus dem gan- 
zen Bundesland NRW teilnahmen, von 
Kommunalpolitikern, _Gewerkschafts- 
funktionären, Richtern und Rechtsan- 
wälten bedauernd festgestellt, dass die 
gegenwärtigen Kampagnen für Frieden 
und gegen Sozialabbau zu wenig das 
notwendige Ringen um den Erhalt der 
Verfassung, der Grundrechte und der 
Menschenrechte thematisierten. Die ge- 
plante EU-Verfassung sei ein Instrument 
der Torpedierung des deutschen Grund- 
gesetzes mit seinen Friedens- und Völ- 
kerrechtspositionen, die es zu verteidi- 
gen gelte. An der Antisemitismuskonfe- 
renz der OSZE, die kürzlich in Berlin 
stattfand, wurde kritisiert, sie habe den 
Anschein erweckt, der Antisemitismus 
sei ein Problem vor allem der ehemali- 
gen sozialistischen Länder. Damit wurde 
vom hiesigen gefährlich anwachsenden 
Rechtsextremismus und Antisemitismus 
abgelenkt, so der Sprecher einer der vier 
Arbeitsgruppen. 

Ulrich Sander I 


:aus der faschistischen presse :ostritt 


Nationalzeitung frohlockt 
wegen des Niedergangs 
von „Blick nach Rechts” 


gen werden wirtschaftliche Rückschläge 
manche Mitgliedstaaten härter treffen als 
andere, zumal der Euro ihnen sowohl auf 
nationaler wie auf EU-Ebene einen sehr 
schmalen Manövrierspielraum lässt, so- 
lange die Auswirkungen der Krise nicht 
durch ein echtes Gemeinschaftsbudget 
gedämpft werden können ... Die Alterna- 
tive, vor der wir stehen, ist in Wirklich- 
keit immer dieselbe: Entweder gibt Eu- 
ropa der Liberalisierung und der Dyna- 
mik eines großen Marktes den Vorzug ... 
- in diesem Fall würde der Einfluss der 


ie Heimat der Mitglieder 
D:* sechs im Bund der 
Vertriebenen zusammen- 
geschlossenen Landsmannschaften‘“: 
Das ist, so schreibt der Deutsche Ost- 
dienst (DOD), Rumänien. Das Land 
strebt für das Jahr 2007 den EU-Bei- 
tritt an, für den DOD ein Anlass, sich 
näher mit dem südosteuropäischen 
Staat auseinanderzusetzen. Denn mit 
dem EU-Beitritt wird Rumänien noch 
unmittelbarer unter den Einfluss der 
stärksten EU-Macht geraten. Entspre- 
chend wittern die deutschen „Vertrie- 


Nationalzeitung Nr. 19, 30. April 
Der „blick nach Rechts“ wird nur noch 
als „Online-Ausgabe“ erscheinen. Ein 
Grund für das Blatt seine Hasstiraden 
loszuwerden, insbesondere auch gegen 
einzelne Autoren: „Auch die weiter fort- 
gesetzte Unterstützung durch die steuer- 
geldgemästete SPD und Mund-zu- 
Mund-Beatmung in den letzten Zügen 
hat den Exitus von „blick nach rechts“ 


als Druckerzeugnis 
nicht verhindert. Wir sa- 
gen zum Abschied leise 
Servus. Irgendwie ist es 
stimulierend gewesen, 
alle 14 Tage dem gil- 
benden Papier anzumer- 
ken, wie die Blattma- 
cher wegen uns immer 
wieder hochrot angelau- 


blick nach 


Aufklärung über rechtsextreme Aktigitäten: 21, Jul 


Forsetzung Seite 16 


benen“ auch am Donau-Unterlauf 
Morgenluft. 

Rund 60.000 Bürgerinnen und Bür- 
ger Rumäniens sprechen Deutsch als 
Muttersprache und gelten als Angehö- 
rige der „deutschen Volksgruppe“. 
Die Berliner Regierung stärkt die 
„Volksgruppe“ finanziell, hat ihr seit 
1990 rund 100 Millionen Euro gezahlt 
und diese Bevorzugung schon im 


fen sind.“ an Bli kei | memanen a April 1992 vertraglich abgesichert (im 
euer Blickwinke sind In Magdeburg die rechtsextremen deutsch-rumänischen „Freundschafts- 
r\ Von Helmut Lölhöffel ‚ Straftaten wieder s% “ liti isi 1 1 
EU-Osterweite- vertrag“). Politisch organisiert ist die 
run und SG 20 ven intormien der „blick nach techus" über Ak- „Volksgruppe“ im Demokratischen 
g gi Snen oem chen geeii we Forum der Deutschen in Rumänien 
Globalisierung ai Inder? a a ir Maar Wehe we (DFDR), das der von Flensburg aus 


Junge Freiheit Nr. 19/04 
vom 30. April 2004 

Der französische Theo- 
retiker der Rechten 
Alain de Benoist nimmt 
Stellung zur Aufnahme 
weiterer 15 Länder in 
die EU: „Mit der Öster- 
weiterung wird das 
Durchschnittseinkom- 
men der EU-Bürger also 
sinken und die Unter- 
schiede zwischen den 
einzelnen Regionen und 
Staaten zunehmen. Un- 
ter solchen Bedingun- 


seinen Anspruch erfüllen wil). Dein Rechisextremismus ist 
nach wie vor ein zentrales Danerthema, 


Um stirker wahrgenommen zu werden, uns zu profilieren und 
unsere Leserschaft zu erweitern, wollen und müssen wir neus 
Wege gehen. Wir wissen, duss Veränderungen in Medien un- 
beliebt sind, weil Seh- und Lesegewohnheiten langlebig 
sind. Besonders langjührige Abonnenten trennen sich ungern 
vom dem, was sie kennen. Wir setzen aber darauf, dass sie 
wegen der Qualität unserer Inforutionen imd der Bestän- 
digkeit unserer Aufklärungsarheit dabei bleiben. 


Diese ist die letzte in dieser Forni erscheinende gedruckte 
Ausgabe des „blick nach rechts”, Vom 17. Mad an ist der be- 
währe Informationsdienst gegen rechts unline im Intemet 
lesbar, Wer lieber auf Papfer als am Bildschirm liest, kann 
sich die Artikel musdrucken. So sparen wir Herstellungs- und 
Versandkosten und können den Bezugspreis erlieblich sen- 
ken. Trorzdem: wer unbedingt am alten Format festhalten will 
inder keinen Internetanschluss hut, kann ausnahrısweise ei- 
ne gedrmekie Ausgabe weiterhezichen. aber mit verminder- 
ern Umfang und zu einem höheren Preis. 


Die Schirmherrschaft des neuen bar,de übernimmu Ute Vogt. 
Als Innenpoßtikerin im Bundestag und als Mitglied der SPD- 
Spitze sorgt sie dafür, dass beim Kampf gegen Rechtsextre- 
misruns nicht nachgelassen wird. Ulc Vogt verkörpert die Ge- 
neration, die sich den Rechtsextremen enigegenstellt und die 
weiß, dass zum Erfolg auch neue Methoden notwendig sind. 
Eine davon ist die Umwandlung dex „blick nach rechts“ in 
einen aindernen, profilieren, atıraktiven Internetdienst. 


Hamburger Studen Alten Uber one: 
nazistische Aktlvstin auf, die jetzt Yolks- 
BDO ae 


Be Da aha aa 
Mann 
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gesteuerten Föderalistischen Union 
Europäischer Volksgruppen (FUEV) 
angehört und einen Abgeordneten im 
Bukarester Parlament stellt. 

Die rumänische Regierung räumt 
der deutschen „Volksgruppe“ politi- 
sche Privilegien ein - man kann es 
sich nicht leisten, die europäische He- 
gemonialmacht ernsthaft zu verär- 
gern. Wie der rumänische Botschafter 
im Interview mit dem DOD betont, 
verfügt die „Volksgruppe“ „über ei- 
nen Vertreter in der Regierung, einen 
Unterstaatssekretär, sowie Vertreter in 
verschiedenen anderen Ministerien 
und Organisationen“. Auch finanzielle 
Zuwendungen erhalten die Deutsch- 
sprachigen aus der rumänischen 
Hauptstadt. 

Bukarest bemüht sich darüber hin- 
aus, dies bestätigt der Botschafter, um 
die Rückkehr umgesiedelter oder aus- 
gewanderter Deutschsprachiger: Ba- 
nater Schwaben, Sathmarer Schwa- 
ben, Siebenbürger Sachsen, Buchen- 
landdeutsche, Dobrudschadeutsche 
und Bessarabiendeutsche heißen sie 
beim BdV. Der hat sie in unterschied- 
lichen Landsmannschaften organi- 
siert, um die Forderung nach einem 
„Recht auf Heimat“ zu institutionali- 
sieren. Und hofft jetzt auf dessen Ver- 
wirklichung in einer bis zum Schwar- 
zen Meer expandierten EU. 
nach: DOD 4/2004 
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Amerikaner zunehmen. Oder es stützt 
sich auf eine Logik der Vertiefung seiner 
politischen Integrationsstrukturen, behält 
die kontinentale Perspektive im Visier 
und bildet auf diese Weise ein Gegenge- 
wicht zu den USA. Dann kann es hoffen 
zur politischen Macht, zum Globalisie- 
rungsregulator und Zivilisationsentwurf 
zu werden.“ 

Zu etwas anderen Forderungen kommt 
Lothar Penz, der ein Buch des ehemali- 
gen BDI-Chefs Hans-Olaf Henkel rezen- 
siert und der Globalisierung die alte na- 
tionalsozialistische Volksgemeinschaft 
entgegensetzen will: „Auch die Struktur 
der nationalen Ökonomie muss vom 
Staat auf eine gesicherte Basis gestellt 
werden, damit sie einerseits sich dem 
globalen Wettbewerb stellen kann, ande- 
rerseits vor dem zerstörerischen Zugriff 
des internationalen Spekulationskapital 
geschützt wird ... Der Schlüssel ist der 
radikale Abschied von der hedonisti- 
schen Individualgesellschaft. Denn Glo- 
balisierung bedeutet daher paradoxer- 
weise auch Rückkehr zu einer nationalen 
Emanzipation im Sinne solidargemein- 
schaftlicher Verantwortung Wahr- 
scheinlich bleibt nichts anderes übrig, als 
dass erst ein noch größeres Desaster das 
Staatsvolk zwingt, seine Rolle als Souve- 
rän in dieser existenziellen Frage der 
deutschen Nation wahrzunehmen.“ 


Günzel lässt seinen Ab- 
schied feiern 


Junge Freiheit Nr. 20/04 vom 7. Mai 2004 
Der vom Bundesverteidigungsminister 
Struck aus der Bundeswehr entlassene 
General Günzel hat nach einem Bericht 
des Blattes vor der Burschenschaft Fran- 
konia in Erlangen referiert — wie unge- 
recht er im Fall Hohmann behandelt 
worden sei. Günzel soll erklärt haben, 


„Das ‚ständige“Büßertum’ der Deut- 
schen“ sei eine.der Ursachen für seine 
Entlassung: „Bei der Bundeswehr kom- 
me auch die rein technokratisch&Ausbil- 
dung der Soldaten hinzu, dem eihe‘,cha- 


raktervolle Erziehung’ fehle ... Dafür sei 


die mangelnde Zivilcourage der Deut- 
schen verantwortlich ... Der General hob 
dabei die fehlende Anerkennung von Zi- 
vilcourage in unserer Gesellschaft her- 
vor, denn ‚ein Mann mit Zivilcourage hat 
immer die Mehrheit gegen sich.“ In sei- 
nem Fall habe der Generalstab auch nie 
eine solche Zivilcourage in Betracht ge- 
zogen. Mildernde Umstände konnte er 
für das Offizierskorps nicht geltend ma- 
chen, da er auch schon durch dessen Ver- 
halten im Falle ‚Horrorvideos von Ham- 
melburg’ im Jahr 1997 betroffen war ... 
Der damalige Oberst Günzel wurde 
grundlos versetzt — und das ohne Wider- 
spruch seiner Vorgesetzten ... Günzel be- 
wies auf der Veranstaltung aber auch, 
dass er ... durchaus diskret sein kann. 
Denn bereits einen Tag später besuchte 
er eine von KSK-Soldaten für ihn organi- 
sierte Abschiedsfeier in Calw ... Etwa 


. 100 Kameraden bezeugten ihrem ehema- 


ligen Vorgesetzten die Ehre, die im die 
offizielle Führung bislang verweigerte. 
Günzel selbst äußerte sich gegenüber der 
Jungen Freiheit begeistert über die ‚ge- 
waltige Feier’.“ Das Hammelburger Vi- 
deo zeigte nachgestellte Folterszenen 
und nötigte sogar den damaligen 
Bundesverteidigungsminister Volker 
Rühe zum Handeln. Günzel versucht 
jetzt einfach, seine Spuren zu verwi- 
schen. 

In derselben Ausgabe beginnt das 
Blatt eine Serie zum Islam. Als erstes 
schreibt der Katholik Friedrich Romig, 
der die Abneigung der katholischen Kir- 
che gegen den Islam wie folgt begründet: 
„Zu einem der schwersten Irrtümer ge- 
hört die Ansicht, die Katholiken verträ- 
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ten im Gegensatz zum Islam nicht den 
‚Gottesstaat’. Der heilige Augustinus be- 
zeugt das Gegenteil. Für ihn wie für je- 
den Gläubigen ist der Kampf um die ci- 
vitas Die gegen die civitas terrena sive 
diaboli das eigentliche Thema der Welt- 
geschichte und Inhalt seines Lebens.“ 
Also: katholischer Gottesstaat statt De- 
mokratie? 


„Nationales Bündnis 
Dresden” (NBD) 


Junge Freiheit Nr. 21/04 vom 14. Mai 2004 
Das Blatt berichtet über das NBD: „Es 
kommt selten genug vor, dass von einer 
Kommunalwahl bundesweit Notiz ge- 
nommen wird, bevor diese überhaupt 
stattfindet ... Ursache für das plötzliche 
Interesse ist vor allem das sogenannte 
‚Nationale Bündnis Dresden e.V.’ ... Der 
Präsident des sächsischen Verfassungs- 
schutzes ... schlug bereits Alarm, dass 
ein erfolgreiches Abschneiden des NBD 
‚Signalwirkung’ für ähnliche Bündnisse 
in ganz Deutschland haben würde ... Das 
Bündnis, welches von vom Verlagsleiter 
der NPD-Parteizeitung Deutsche Stimme 
Holger Apfel angeführt wird, setzt sich 

. für ‚Strengere Strafverfolgung bei 
Graffitischmierereien, besser ausgebaute 
Verkehrswege, Verbesserung der Sauber- 
keit der Stadt, mehr öffentliche Toiletten, 
Förderung einheimischer Gaststättenkul- 
tur, kostenlose Parkzonen und mehr In- 
formations- und Zufahrtstraßen in Dres- 
den ein ... Die organisatorische Basis des 
Bündnisses selbst scheint um so kompli- 
zierter zu sein. So distanzierte sich zwar 
der Bundesverband der Republikaner, 
aber der Landesverband wiederum stehe 
‚fest hinter dem Bündnis’, wie der stell- 
vertretende NDB-Vorsitzende Frithjof 
Richter gegenüber der Jungen Freiheit 
bestätigte. 

Damit kandidiert neben der DSU, die 
mit 2,9% bereits jetzt im Stadtrat von 
Dresden vertreten ist, eine weitere Grup- 
pierung auf der äußersten Rechten. 1999 
erhielt die NPD mit einer Alleinkandida- 
tur 0,8%. 


Konservative Diskussion 
über Abschaffung des 8 130 


(Volksverhetzung) 

Junge Freiheit Nr. 21/04 vom 14. Mai 2004 
Das Blatt berichtet von einem Sympo- 
sium am 8. Mai in Fulda, zu dem der 
Verein „Stimme der Mehrheit“ eingela- 
den hatte. An diesem historischen Datum 
forderten unter anderem der CSU- 
Bundestagsabgeordnete Norbert Geis 
und der Vorsitzende der Deutschen Partei 
Heiner Kappel die Abschaffung des 
$ 130. Ex-General Schultze-Rhonhof be- 
hauptete gar, in einem Rechtsstaat habe 
dieser Paragraph „nichts zu suchen“. 
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